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Heinz Magenheimer

Rogers-Plan, „AirLand Battle“ und die Vorneverteidigung
der NATO

Seit Mitte 1982 mehren sich die Aussagen
und Kommentare zu Neuerungen im Vertei-
digungskonzept der NATO auf konventionel-
ler Ebene, die unter den Bezeichnungen „Ro-
gers-Plan" und „Strike-deep“ in die Fachpresse
Eingang gefunden haben. Fast gleichzeitig
kam es zur Erörterung der in Ausarbeitung
befindlichen Kampfdoktrin der amerikani-
schen Streitkräfte zu Lande und in der Luft
unter dem Begriff .AirLand Battle" bzw. .Air-
Land Battle 2000". Dieses Nebeneinander der
beiden Konzepte führte zu Verwechslungen
und gab Anlaß für eine Reihe von Mißver-

Einführung
ständnissen. In rascher Folge setzten ableh-
nende Kommentare, auch seitens der War-
schauer Pakt-Staaten, ein, die auf die angebli-
che Aggressivität und auf sonstige Nachteile
hinwiesen, die durch diese strategisch-opera-
tiven Planungen hervorgerufen würden ).1

Angesichts dieser Kontroverse steht man vor
der Notwendigkeit, die Planungen der westli-
chen Seite zunächst auf ihren Wesensgehalt
hin zu untersuchen und sich erst dann mit
den ablehnenden Stimmen auseinanderzuset-
zen.

I. Grundzüge des strategisch-operativen Konzepts von NATO
und Warschauer Pakt

Ein Mangel in der Diskussion über das Pro
und Kontra hinsichtlich von Neuerungen im
westlichen Verteidigungskonzept bestand
darin, den gedanklichen Zusammenhang mit
den bisher vorhandenen Stärken und Schwä-
chen von Kampfdoktrin und operativem Kon-
zept zu wenig zu berücksichtigen. Ausgangs-
punkt der Erörterung muß somit das aktuelle
militärstrategische und operative Konzept
beider Bündnisgruppen sein.

1. NATO

Für die NATO besitzt immer noch das Prinzip
der „Vorneverteidigung" Geltung, d. h. die
«grenznahe, zusammenhängende Verteidi-
gung mit dem Ziel, möglichst wenig Gebiet zu
verlieren und Schäden möglichst zu begren-
zen"2). Dies schließt naturgemäß die Rückge-

winnung verlorengegangenen Territoriums
ein, was in der laufenden Diskussion die
heikle Frage nach der Zulässigkeit und dem
Nutzen größerer Gegenangriffe aufgeworfen
hat. Die vor etlichen Jahren entwickelten Al-
ternativkonzepte, etwa von Generalmajor
a. D. Hans-Joachim Löser oder von Horst Af-
heldt, hatten nämlich u. a. beträchtliche
Raumverluste a priori in Kauf genommen3).
Diese Alternativkonzepte waren nicht zuletzt
deswegen von offizieller Seite zum Großteil
abgelehnt worden, da die geringe Raumtiefe
zwischen der deutsch-deutschen Grenze und
dem Rhein sowie die dichte Besiedlung grö-
ßere Angriffsoperationen zur Rückgewinnung
aufgegebenen Gebiets mit kaum tragbaren



Nachteilen belasten würden und deshalb
keine geeignete Option boten4).
Allerdings kam im Rahmen der Erörterung
zum Ausdruck, daß die Vorneverteidigung
durch eine Reihe von Maßnahmen ergänzt
werden müsse, um festgestellte Schwächen zu
verringern. Dazu gehörten z. B. zusätzliche
Kräfte für den Schutz rückwärtiger Gebiete
und für den Fall tiefer operativer Durchbrü-
che des Angreifers5). Des weiteren wurde die
Aufstellung von „Grenzsperrbrigaden" sowie
die Errichtung von festen Anlagen und Sper-
ren in der Grenzzone als Rückhalt für die
grenznah eingesetzten Kräfte und zur Abnut-
zung des Angreifers gefordert6).
Dieser Forderung nach verstärktem Schutz
des Hinterlandes in Mitteleuropa haben sich
auch die offiziellen Stellen nicht verschlos-
sen, was u. a. im schrittweisen Ausbau des
Territorialheeres der Bundeswehr seit An-
fang der achtziger Jahre seinen Niederschlag
findet. Allerdings steht man offiziell dem Vor-
schlag nach Aufstellung von Milizverbänden
zur Stärkung der Territorialorganisation
skeptisch gegenüber7). Bis Mitte 1984 wurden
z. B. die Heimatschutzbrigaden 51 und 56 der
NATO unterstellt sowie 15 Heimatschutzre-
gimenter den Verteidigungsbezirkskomman-
dos zugeordnet.
Verschiedene Studien der letzten Jahre ha-
ben dargelegt, daß die grenznahe Verteidi-
gung mit geringer operativer Tiefe ihre
Hauptschwäche in der sehr beschränkten
Zahl an Reserven hat, die eingespart oder
freigemacht werden können. Es wird also viel
von der rechtzeitigen Mobilmachung, von der
Auffüllung des Territorialheeres, vor allem
aber von der zeitgerechten Zuführung von
Verstärkungen aus den USA aus Großbritan-
nien und Kanada abhängen8).

Betrachtet man die Kräfteverteilung in
den NATO-Abschnitten AFNORTH und
AFCENT, so tritt zutage, daß das Verhältnis
der verfügbaren Kräfte zum Frontabschnitt,
der gedeckt werden soll, bei AFNORTH gün-
stiger als bei AFCENT ausfällt, so daß eine
Aussparung von Reserven gerade im südli-
chen Frontabschnitt auf große Schwierigkei-
ten stößt. In Anbetracht der operativ ungün-
stigen Dislozierung mancher Divisionen, etwa
der amerikanischen, holländischen und belgi-
sehen Verbände, wird man kaum von einer
„grenznahen Friedensstationierung der Masse
der verfügbaren NATO-Kräfte" sprechen kön-
nen, wie dies im „Weißbuch 1983" geschehen
ist9).
Dazu kommt, daß sich das Kräfteverhältnis
zum Warschauer Pakt im Abschnitt EURO-
PA-MITTE im letzten Jahrzehnt in vielen Ka-
tegorien verschlechtert hat, auch wenn man
auf konventioneller Ebene einer „alarmisti-
sehen“ Lagebeurteilung noch nicht das Wort
reden sollte. Das Kräfteverhältnis bei den Di-
visionen ist mit 24:59 (oder 58) im Abschnitt
EUROPA-MITTE bzw. von 33:94 im Erweiter-
ten Abschnitt EUROPA-MU TE zuungunsten
der NATO im wesentlichen konstant geblie-
ben, wenn auch die Anzahl der Divisionen in
Ost und West auf Grund der unterschiedli-
chen Kampfkraft und Einsatzbereitschaft nur
ein Faktor unter vielen für den Kräftvergleich
sein kann10).
Es wäre jedoch eine grobe Vereinfachung, im
Bereich der atomaren Rüstung die Aufmerk-
samkeit nur auf die eindrucksvolle Aufrü-
stung der Sowjetunion mit SS-20-Raketen zu
richten, die bis zum Frühjahr 1984 eine Ge-



samtzahl von 378 Abschußeinrichtungen er-
reicht haben. Unter Einbeziehung der SS-21-,
SS-22- und SS-23-Raketen, die in Ostmittel-
europa im Zulauf bzw. in Aufstellung begrif-
fen sind, ist ein Vorsprung des Warschauer
Paktes im Kernwaffenpotential entstanden,
dem die NATO zur Zeit nichts Wesentliches
entgegenzustellen hat. Man sollte jedoch
diese atomare „Vorrüstung" im strategischen
Zusammenhang sehen, d. h. im Hinblick auf
die sonstige Offensivfähigkeit gegen Westeu-
ropa: Unter diesem Aspekt hätte selbst ein
gänzlicher Abbau der sowjetischen Mittel-
streckenwaffen (INF) die Bedrohung West-
europas nicht in dem Maße vermindert, daß
die NATO auf die geplante Erneuerung ihrer
eigenen landgestützten, schauplatzgebunde-
nen Atomwaffen („Theater Nuclear Forces",
TNF) hätte verzichten können11).
Trotz einiger qualitativer und quantitativer
Verbesserungen steht das westliche Bündnis
noch immer vor der Grundfrage seiner Ein-
satzplanung: Wieweit kann die Abhängigkeit
vom Rückgriff auf die eigenen Kernwaffen
verringert werden? Die meisten Experten
stimmen darin überein, daß eine mit konven-
tionellen Kräften und Mitteln geführte grenz-
nahe Verteidigung der NATO einem umfas-
senden Großangriff des Warschauer Paktes in
Mitteleuropa nur sehr begrenzte Zeit stand-
halten könnte, selbst wenn man eine einiger-
maßen reibungslose Mobilmachung der wich-
tigsten Bündnispartner voraussetzte. Die
Wahl, entweder frühzeitig Kernwaffen einzu-
setzen, um damit eine drohende Niederlage
auf dem Gefechtsfeld zu verhindern, oder
aber die Kapitulation ins Auge zu fassen, er-
scheint nach den meisten Aussagen und un-
ter den gegebenen Umständen unausweich-
lich. Diese Zwangsoption birgt aber eine
Reihe von Nachteilen in sich, die man ge-
meinhin unter „Selbstabschreckung" zusam-
menfaßt, etwa die Hinnahme ausgedehnter
Schäden im eigenen Bündnisgebiet oder die
Gefahr der Eskalation ) .12

Eine Verteidigungsplanung, die im wesentli-
chen auf acht nebeneinander aufmarschieren-
den Korps mit geringer Tiefengliederung und
wenigen taktischen Reserven beruht, steht
grundsätzlich vor der Option, entweder früh-

zeitig auf TNF zurückzugreifen oder aber aus-
reichende konventionelle Kräfte des Präsenz-
standes aufzubieten, die eine längerdauernde
Abwehrschlacht ermöglichen. Ein Abstützen
auf Verbände, die zum Großteil erst der Mo-
bilmachung bedürfen, kann nur als Aushilfe
gelten. (Eine wesentliche Verstärkung der
NATO-Luftstreitkräfte wäre als ergänzende
Option anzusehen.) Die amerikanische Seite
hat hierbei mehrmals durchblicken lassen,
daß sie einen TNF-Einsatz, falls ihn die Lage
unausweichlich machen sollte, vornehmen
werde, wozu dem Präsidenten der USA — un-
beschadet der Konsultationen mit den Ver-
bündeten — auch ein separater Befehlsstrang
zur Verfügung steht13).
Alle langatmigen Erörterungen der Gefahren
und Unwägbarkeiten, die mit einem solchen
Schritt Zusammenhängen, ändern nichts am
Umstand, daß die amerikanische Führung,
will sie nach den Gesetzen der militärischen
Logik handeln, im Notfall auf diesen Schritt
nicht verzichten kann. Als Richtschnur mag
gelten, daß ein Einsatz von atomaren Ge-
fechtsfeldwaffen nur dann vertretbar und
zweckmäßig erscheint, wenn ein drohender
Zusammenbruch der Vorneverteidigung
durch kein konventionelles Verfahren mehr
zu verhindern ist Von offizieller Seite wird
immer wieder betont, daß ein wichtiger Ab-
schreckungsfaktor darin bestünde, den Geg-
ner mit der Unmöglichkeit zu konfrontieren,
die Art der jeweiligen NATO-Reaktion vor-
herzusehen ).14
Die Einsatzplanung bei den TNF betrifft in
erster Linie die Bekämpfung der gefährlich-
sten Feindgruppen sowie der nachrückenden
Kräfte in der Tiefe des Raumes, d. h. vor allem
der sowjetischen zweiten strategischen Staf-
fel15). Die ausschließlich nach militärischen
Gesichtspunkten geführten Nukleareinsätze
sollen den Grundsätzen der Begrenztheit und
Selektivität folgen, auch wenn von vielen Sei-
ten eingewendet wird, daß eine solche „Be-
grenzung" der Kampfhandlungen praktisch
nur theoretischen Charakter habe. Allerdings
muß beachtet werden, daß beide Weltmächte
— falls die Abschreckung versagt — schon
aus Selbsterhaltungsgründen an einer Ein-
dämmung der Kampfhandlungen in Europa
ein vitales Interesse haben müssen, um eine
weitere Eskalation zu verhindern ) .16



Die militärische Alternative zum frühzeitigen
TNF-Gebrauch mündet in die Thematik des
„Rogers-Planes". Es sei vorweggenommen, daß
der Ruf nach mehr konventionellen Kräften
für die NATO geradezu Tradition besitzt und
somit nichts grundsätzlich Neues darstellt,
wie manche Kritiker glauben machen wollen.
Das Neue bezieht sich allein auf technische
Verbesserungen der jüngsten Zeit, die eine
Nutzung von konventionellen Präzisionswaf-
fen für Aufgaben, die bisher ausschließlich
Kernwaffen vorbehalten waren, ermöglichen.

2. Sowjetunion/Warschauer Pakt
Die strategisch-operativen Planungen für eine
Offensive des Warschauer Paktes gegen
Westeuropa beruhen — je nach Variante —
auf einem unterschiedlichen Kräfteeinsatz,
der dem jeweils gewählten Ausmaß der Vor-
bereitungszeit entspricht. Keinesfalls können
diese Planungen auf ein sowjetisches „Blitz-
kriegskonzept" ) reduziert werden, wenn
auch die Grundsätze der Schnelligkeit und
Überraschung hohe Bedeutung besitzen. Wie
sowjetischen, polnischen und westlichen Aus-
sagen zu entnehmen ist, steht der sowjeti-
schen militärischen Führung eine Reihe von
Optionen zur Verfügung, worunter die eines
konventionellen sowie eines kombiniert kon-
ventionell
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-nuklearen Vorgehens im Vorder-
grund stehen. Im Gegensatz zur sowjetischen
Fachliteratur der sechziger Jahre, die den
Vorrang eines präemptiven Gebrauchs von
TNF im Rahmen von entscheidenden Kampf-
handlungen betont hat18), lassen Ausführun-
gen der letzten Jahre erkennen, daß man ei-
ner konventionell geführten Offensive gegen
die NATO den Vorzug gibt. Wenn man auch
die Zeitspanne einer rein konventionellen
Kampfführung nach Kriegsausbruch bis zu ei-
ner möglichen nuklearen Eskalation schwer
abschätzen kann, so spricht aus sowjetischer
Sicht viel dafür, diese Zeitspanne möglichst
auszudehnen 19).

20) S. M. Meyer, Soviet Theater Nuclear Forces,
Teil I (Adelphi-Paper Nr. 187, London 1984), S. 31.
21) Petersen/Hines, a.a.O„ S. 708; dieselben, The So-
viet Conventional Offensive in Europe, in: Military
Review, April 1984, S. 4f. Die wörtliche Überset-
zung von TVD lautet: „Schauplatz der Kriegshand-
lungen"; die endgültige Klärung dieses Begriffs in-
nerhalb der sowjetischen Führungsebenen steht
noch aus.

1%) P. A Petersen / J. G. Hines, The Conventional
Offensive in Soviet Theater Strategy, in: Orbis,
Herbst 1983, S. 695 ff. Dieser Beitrag ist grundle-
gend für das Verständnis des sowjetischen An-
griffskonzepts auf strategischer und operativer
Ebene; siehe auch: Die sowjetische Zielplanung
und Einsatzdoktrin bei Kernwaffen in Europa, in:
OMZ, (1984) 5, S. 455—460.

Diese Option besitzt sowjetischerseits fol-
gende Vorteile:
— Reduzierung der Gefahr einer Kriegsaus-
weitung auf die nukleare Ebene: Der Erstein-
satz von Kernwaffen soll der NATO überlas-
sen werden, um diese mit allen Konsequen-
zen zu belasten; allerdings besteht die Alter-
native, im Falle eines sicher erkannten bevor-
stehenden Kernwaffeneinsatzes der NATO
selbst präemptive Angriffe mit Kernwaffen
einzuleiten, um die strategische Initiative zu
behalten ).20
— Ausnutzung von geographischen und ver-
kehrstechnischen Gegebenheiten, vor allem
im Hinblick auf die Heranführung von Reser-
ven, d. h. der zweiten strategischen Staffel,
nach Mitteleuropa, ehe die Verstärkungen
aus den USA und Großbritannien seitens der
NATO wirksam werden.
— Größere Aussicht auf das Freihalten der
eigenen „Vorfeldstaaten" vor Nuklearschlä-
gen der NATO als im Falle eines mit Kern-
waffen eingeleiteten Großangriffes.
— Vermeidung von kaum abzuschätzenden
Verwüstungen in West- und Mitteleuropa,
dessen Wirtschaftspotential möglichst intakt
in Besitz genommen werden soll.
Der sowjetische Generalstab dürfte somit die
Option einer konventionell geführten Großof-
fensive bevorzugen: Im Kriegsfall soll unter
größtmöglicher Ausnutzung des Überra-
schungsfaktors die erwartete nukleare Reak-
tion der NATO unterlaufen und ein entschei-
dender Sieg auf dem „Kriegsschauplatz“ er-
rungen werden, ehe die NATO ihre Reserven
zu entfalten vermag. Unter „Kriegsschauplatz"
(Teatr Vojennych Dejstvij, TVD) ist zu verste-
hen, daß mehrere Fronten unter einem Ober-
kommando zusammengefaßt werden, um die
einheitliche Führung der Operationen in ei-
nem Großraum unter Koordination der unter-
stellten Luftangriffs- und Luftverteidigungs-
kräfte sowie der amphibischen Kräfte sicher-
zustellen21). Bei Mittel- und Westeuropa han-
delt es sich um den „TVD West".
Große Bedeutung kommt der entsprechenden
Gliederung der Angriffsverbände zu, wobei
die Masse der ersten strategischen Staffel (ca.
48 bis 50 Panzer- und MotSchützendivisionen)
des Warschauer Paktes, d. h. die Kräfte in der



DDR, in Westpolen sowie in der westlichen
und zentralen ÖSSR, betroffen ist. Das Prinzip
der Tiefenstaffelung der Heeresverbände
dürfte aller Voraussicht nach beibehalten
werden. Allerdings haben Berechnungen er-
geben, daß dieses Kräfteaufgebot nur eine be-
schränkte Anzahl von Schwergewichten auf
Divisions- und Armee-Ebene bilden kann, will
man nicht größere Frontabschnitte völlig von
Angriffshandlungen aussparen22). Dies bedeu-
tet, daß der Warschauer Pakt überlegene
Kräftekonzentrationen nur an wenigen, aus-
gewählten Durchbruchsabschnitten bilden
kann, was der NATO-Führung unter be-
stimmten Voraussetzungen die Abwehr er-
leichtern dürfte.

2) J. J. Mearsheimer, Conventional Deterrence, It-
haca, London 1983, S. 165 ff., mit ausführlicher Dar-
legung.

) C. J. Dick, Die sowjetischen operativen Manö-
vergruppen, in: Internationale Wehrrevue, (1983) 6,
S. 773; C. N. Donnelly, Die sowjetische operative
Manövergruppe — eine neue Herausforderung für
die NATO, in: Internationale Wehrrevue, (1983) 9,
S 1177-1186.

) K.-P. Stratmann, NATO-Strategie in der Krise?,S. 114ff. B

Als Verfeinerung des Angriffskonzepts kann
die Bildung sogenannter „Operativer Manö-
vergruppen" (OMG) gelten, die aber keines-
wegs eine bahnbrechende Neuerung oder
eine neue Herausforderung darstellen. Es
handelt sich im wesentlichen um Verbände
im Umfang einer verstärkten Panzerdivision,
die über eine erhöhte Stoßkraft verfügen und
im Rahmen des Operationsplanes vorgesehen
sind, mit Unterstützung der Luftstreitkräfte
durch raumgreifende Vorstöße in den Rücken
der grenznah eingesetzten NATO-Truppen zu
gelangen, um die Voraussetzungen für den
Zusammenbruch der Vorneverteidigung zu
schaffen23). Es hat den Anschein, daß diese
OMG an Stelle einer zweiten Staffel auf der
Ebene der Armee am Angriff teilnehmen.
Die Theorie eines „blitzkriegsartigen" Über-
falls auf mehr oder minder unvorbereitete
NATO-Truppen stützt sich auf die Annahme,
daß nur die vorderen Teile der ersten strate-
gischen Staffel, die relativ grenznah statio-
niert sind und nur kurze Anmarschwege zu-
rückzulegen haben, daran beteiligt sein dürf-
ten. Daß hierbei nur ein geringfügiges Überle-
genheitsverhältnis erzielt würde, läßt die Ge-
fahren dieser Option vor Augen treten24).
Alle anderen Varianten, die vom Aufgebot
der gesamten ersten strategischen Staffel
oder zusätzlich der zweiten strategischen
Staffel (plus 33 bis 35 Divisionen herabgesetz-
ter Einsatzbereitschaft) ausgehen, müssen ins
Kalkül ziehen, daß zahlreiche Vorbereitungen*

zu treffen sind, ehe die volle Kampfbereit-
schaft hergestellt ist: Der damit verbundene
Zeitverzug läßt — je nach Kräfteaufgebot —
eine strategische Überraschung als ausge-
schlossen erscheinen. Dieser Umstand wird
im Rahmen der Behandlung des „Rogers-Pla-
nes“ noch zu erörtern sein.
Das in vielen Details beschriebene Angriffs-
verfahren des Warschauer Paktes auf takti-
scher und operativer Ebene25) zeichnet sich
durch ein verbessertes Zusammenwirken der
Stoßkräfte mit den unterstützenden Kräften,
vor allem mit der Artillerie, den Raketentrup-
pen, den Luftstreitkräften sowie den Luftlan-
de- und Luftverteidigungstruppen aus. Der
seit kurzem eingeführte Begriff der „Luftope-
ration" bezeichnet die koordinierten Kampf-
handlungen der Fernflieger- und Frontflieger-
kräfte, der Luftlandeverbände (taktisch oder
operativ) sowie der weitreichenden Artillerie
und der Feldraketenwerfer. Diese Operation
soll der Erringung der Luftüberlegenheit und
der strategischen Initiative dienen, des weite-
ren der Bekämpfung vorrangiger Ziele im
rückwärtigen Gebiet der NATO — vor allem

25) Dazu etwa: G. Wettig, Die militärischen Optio-
nen in Europa, in: Forndran/Krell, Kernwaffen im 
Ost-West-Vergleich, S. 135 ff., S. 145 ff.; J. G. Hines/
P. A. Petersen, Die strategische Offensive des War-
schauer Paktes, in: Internat. Wehrrevue, (1982) 10,
S. 1391—1395.



der atomaren Trägermittel —, um somit ein
„Unterlaufen" der atomaren Reaktion zu erzie-
len ) .26

Ferner findet sich der Begriff der „Luftvertei-
digungsoperation“, die die Luftüberlegenheit
erhalten und die aus der Tiefe des Raumes
nachrückenden Kräfte vor weitreichenden
Angriffen der NATO schützen soll. Dies
könnte als Versuch einer Antwort auf den
„Rogers-Plan" aufgefaßt werden. Grundsätz-
lich sei hervorgehoben, daß die sowjetische
Militärdoktrin von einem einheitlichen'
„Kampfpotential" ausgeht, daß somit eine Un-
terscheidung von Angriffs- und Verteidi-
gungswaffen nicht zulässig sei27).
Zur Option eines umfassenden nuklearen
Präemptivangriffes seitens der Sowjetunion
mit dem Charakter eines „Entwaffnungsschla-

II. Der Rogers-Plan — das Konzept

1. Die Anhebung der nuklearen Schwelle

Wie bereits angeführt, wird die NATO aus
verschiedenen Gründen mit der Herausforde-
rung konfrontiert, einer Abhängigkeit von ei-
nem zu frühzeitigen Rückgriff auf die eigenen
TNF entgegenzuwirken. Die im Sommer 1982
vom NATO-Oberbefehlshaber Europa selbst
eingeleitete Neubetrachtung der Einsatzdok-
trin verschleierte keineswegs den unbefriedi-
genden Zustand, angesichts des ungünstigen
konventionellen Kräfteverhältnisses auf
Kernwaffen kurzer und mittlerer Reichweite
in relativ hohem Maße angewiesen zu sein29).
Das NATO-Oberkommando verkannte auch
nicht das Unvermögen der Bündnispartner,
über die vorhandenen Truppen hinaus neue
Kampfverbände aufzustellen, die ein ausrei-
chendes Gegengewicht zu den Kräften im öst-
lichen Mitteleuropa hergestellt hätten. Schon
auf der NATO-Tagung in Lissabon 1952 hatte
man eine solche Lösung — man sprach da-

ges“ gegen die TNF der NATO sei folgendes
angemerkt: Der sowjetische Generalstab mißt
zwar der Ausschaltung der NATO-TNF gro-
ßen Wert bei, da ein westlicher TNF-Einsatz
einen Großangriff auf Westeuropa zum Schei-
tern bringen könnte; ein solcher ausgedehn-
ter Präemptivangriff dürfte jedoch ein solches
Schadensausmaß in Westeuropa zur Folge ha-
ben, daß Grund zur Annahme bestünde, daß
der Gegner eine solch schwerwiegende Her-
ausforderung mit allen verbliebenen Mitteln,
auch mit den strategischen Systemen der
USA beantworten werde. Eine solche Aus-
sicht dürfte somit eine schwere Belastung des
sowjetischen Risikokalküls darstellen28). As
Zwischenergebnis wäre festzuhalten, daß die
rein konventionelle Angriffsoption mit weni-
ger Risiken als die nukleare oder konventio-
nell-nukleare Variante behaftet erscheint.

des „Strike deep"
mals von 96 Divisionen — als unrealistisch
verworfen.
Es konnte sich also nur darum handeln, in
Anbetracht der politischen und finanziellen
Hindernisse gegen eine wesentliche Ver-
mehrung der eigenen Streitkräfte den Zu-
wachs an Kampfkraft anderswo zu finden.
Hier bot sich die Entwicklung neuartiger
Waffensysteme (samt den erforderlichen Auf-
klärungs- und Führungsmitteln) an, die auf
Grund ihrer Reichweite, Treffgenauigkeit und
Sprengkraft für ein Einsatzverfahren in Be-
tracht kämen, das sich besonders gegen die
Schwachstellen des Gegners richtete. Diese
Schwachstellen liegen in der Kräfteordnung,
in der Tiefenstaffelung sowie in den Erforder-
nissen eines Nachführens von Verstärkungen
begründet. Die entsprechenden NATO-Pla-
nungen werden auch mit „Konventionalisie-
rung“ der Verteidigung und mit Anhebung
der Nuklearschwelle" umschrieben.
Der aktuelle NATO-Einsatzplan bei den TNF
in Europa unterscheidet je nach Absicht und
Verwendungszweck: „Demonstration“, „Limi-
ted defense use“, Restricted battle area use",
Extended battle area use“, Theater-wide
use"30). Diese Einsatzvarianten entsprechen
den einzelnen atomaren Waffensystemen auf
Brigade-, Divisions-, Korps- und Armeegrup-



penebene bzw. darüber und reichen von der
nuklearfähigen Artillerie (M-109, M-11O A2)
bis zu den Mittelstreckenraketen Pershing-2
und den Cruise Missiles.
Verschiedene Anhaltspunkte weisen darauf
hin, daß die NATO die Planung des selekti-
ven Einsatzes ihrer Kernwaffen schon seit ge-
raumer Zeit immer mehr in Richtung auf die
Bekämpfung von rückwärtigen Teilen und
Einrichtungen innerhalb der Kräfteordnung
des Warschauer Paktes verschoben hat. Ge-
gen die Verwendung von atomaren Gefechts-
feldwaffen zur Verhinderung unmittelbar be-
vorstehender Durchbrüche im Frontbereich
spricht nämlich das Argument, dadurch dem
eigenen Territorium unübersehbaren Scha-
den zuzufügen. Außerdem hat man erhebliche
Schwierigkeiten beim Anforderungs- und
Freigabeverfahren, das bei der nuklearfähigen
Artillerie 18 bis 36 Stunden betragen soll31),
sowie bündnispolitische Widerstände zur
Sprache gebracht Daraus kann abgeleitet
werden, daß die nuklearfähige Artillerie in
der direkten Bekämpfung feindlicher An-
griffsspitzen an Bedeutung verloren hat, daß
hingegen alle weitreichenden Trägermittel
einschließlich der Kampfflugzeuge hinsicht-
lich der Abriegelungs-, Unterdrückungs- so-
wie der „Counter Air"-Einsätze eine Aufwer-
tung erfahren haben. Der Beschluß der
NATO-Verteidigungsminister vom 28. Okto-
ber 1983, von den derzeit vorhandenen ca.
6 000 Kernsprengköpfen in Westeuropa 1 400
abzuziehen, unterstreicht diese Auffas-
sung32).
Die sogenannte Konventionalisierung, wie sie
der Rogers-Plan zum Inhalt hat, kommt in fol-
genden grundsätzlichen Absichten zum Aus-
druck:
— Festhalten an der Vorneverteidigung der
NATO,
— frühzeitige Bekämpfung der gegnerischen
Kräfte und Einrichtungen in der Tiefe des
Raumes mit der Absicht, ein Eingreifen dieser
Kräfte auf dem Gefechtsfeld zu verhindern,
zumindest zu verzögern;
— Erhöhung der konventionellen Kampf-
kraft im allgemeinen, um dem Gegner jede
Art von konventioneller Option zu nehmen.
In der englischsprachigen Fachliteratur wird
in der Regel vom Kampf gegen die „Follow-
on-forces", nicht aber vom Kampf gegen die
zweite strategische Staffel gesprochen; damit
tritt eine Verdeutlichung ein, da die Ver-
bände der rückwärtigen Staffeln auf Divi-
sions-, Armee- und Front-Ebene insgesamt an

einem Eingreifen in das Kampfgeschehen ge-
hindert werden sollen, während man erwar-
tet, die vorne eingesetzten Feindkräfte mit
den präsenten Verbänden der NATO schla-
gen zu können.

Es sei an dieser Stelle vorweggenommen, daß
es nicht darum geht, der Bekämpfung von
Feindkräften in der Tiefe des Raumes Vor-
rang vor dem Kampf gegen die in vorderer
Front eingesetzten Feindkräfte einzuräumen.
Der Kampf gegen die in unterschiedlicher
Tiefe stehenden Gruppierungen soll vielmehr
auf Grund der Lagebeurteilung möglichst
gleichzeitig geführt werden. Gegen eine mög-
liche Vernachlässigung der grenznah einge-
setzten Kräfte, die die Hauptlast der gegneri-
schen Angriffe innerhalb der ersten Tage zu
tragen hätten, richteten sich Einwände, vor
allem aus der Bundesrepublik Deutschland.
Hierbei betonte etwa der Generalinspekteur
der Bundeswehr, daß alle Initiativen zur Stär-
kung der konventionellen Kampfkraft daran
zu messen wären, ob diese vorrangig der Vor-
neverteidigung und der Durchhaltefähigkeit
der Verbände dienten33). Ähnliche Ansichten
werden auch von anderen Autoren vertreten,
wobei man für eine Verstärkung der grenzna-
hen Verteidigung durch entsprechende Trup-
penstationierungen und ausreichende Reser-
ven eintritt, jedoch davor warnt, sich zu sehr
auf Mobilmachungskräfte zu verlassen34).
Die von General Rogers vor der NATO-Ver-
sammlung am 19. Novemberl982 ausführlich
dargelegten Planungen stellten heraus, daß
die NATO an der Doktrin der „Flexible Re-
sponse“ festhalten und sich schrittweise der
Abhängigkeit von taktischen Kernwaffen ent-
ledigen wolle. Es gehe aber nicht darum, etwa
nur einen Kernwaffenkrieg, sondern jede Art
von Krieg in Europa zu verhindern. Die
Glaubwürdigkeit der Abschreckung solle da-
durch in jeder Hinsicht erhöht werden35).

In diesem Zusammenhang wurden immer
wieder kritische Stimmen laut, die zwar die
Anhebung der „nuklearen Schwelle" guthie-
ßen, gleichzeitig aber die Gefahr einer rein
konventionellen Kriegsaustragung ausmalten,
die um so größer würde, je mehr man von





einer „gewinnbaren Strategie" ausginge36).
Der Oberbefehlshaber der Warschauer-Pakt-
Streitkräfte warf der NATO-Führung sogar
vor, nicht nur in der atomaren, sondern auch
in der konventionellen Rüstung eine Überle-
genheit anzustreben ) .37

3) Kulikow warnt vor konventioneller NATO-Rü-
stung, in: FAZ vom 22.2. 1984, S. 1.
38) F. Birnstiel, Gleichgewicht oder Gegengewicht,
in: Europ. Wehrkunde, (1983) 9, S. 427.

) Mc G. Bundy/G. F. Kennan/R. S. McNamara/G.
Smith, Kernwaffen und das Atlantische Bündnis, in:
Europa-Archiv, (1982) 7, S. 189 ff.

Selbst von Kritikern der aktuellen NATO-
Doktrin ist aber eingeräumt worden, daß ein
konventioneller Krieg, insbesondere im Falle
einer längeren Zeitspanne, kaum geringere
Zerstörungen in Westeuropa hervorrufen
würde als ein begrenzt nuklearer. Es besteht
somit eine gewisse Übereinstimmung, daß
eine „Konventionalisierung“ am obersten Ge-
bot einer Kriegsverhinderung überhaupt
orientiert sein müsse. Nebenbei sei gesagt,
daß jede Einsatzdoktrin, will sie in den Augen
des potentiellen Gegners glaubwürdig sein,
über ein — im Notfall — anwendbares Instru-
mentarium an Optionen und Mitteln verfü-
gen muß.
Daß die NATO kurz- und mittelfristig auf tak-
tische Kernwaffen nicht verzichten will, wird
ebenfalls von manchen Seiten als Argument
gegen den Rogers-Plan ins Treffen geführt.
Man darf aber nicht verkennen, daß nur in
dem Maße die Denuklearisierung an Raum
gewinnen kann, als der Aufbau eines konven-
tionellen Gegengewichts zum Potential des
Warschauer Paktes voranschreitet. Mit voller
Absicht soll kein „Gleichgewicht", sondern ein
wohldurchdachtes „Gegengewicht" angestrebt
werden, das die konventionellen Optionen
des Gegners durchkreuzt38). Selbst die oft zi-
tierte Studie „Kernwaffen und das Atlantische
Bündnis" räumt ein, daß ein Verzicht auf den
Ersteinsatz von Kernwaffen seitens der
NATO von einer Reihe von wesentlichen
Voraussetzungen abhänge, etwa von massi-
ven Rüstungsanstrengungen der NATO und
einer Verstärkung des konventionellen Kon-
tingents der USA in Europa39). Es erscheint
daher plausibel, wenn die NATO-Führung die
Option des nuklearen Ersteinsatzes bis zur
Erlangung eines konventionellen „Gegenge-
wichts" nicht aus der Hand gibt.

2. Zielauswahl und Zielplanung
im Abschnitt EUROPA-Ml11E

Der Grundgedanke des Rogers-Planes, das so-
genannte Follow-on-Force-Attack Concept,

betrifft eine ziemlich zentralisierte Verfüg-
barkeit aller gegen Ziele in der Tiefe des Rau-
mes gerichteten Kampfmittel, um die nachfol-
genden Feindstaffeln von den frontnah einge-
setzten Kräften zu trennen sowie die gegneri-
schen Führungs- und Fernmeldeeinrichtun-
gen zu lähmen40). In diesem Punkt unter-
scheidet er sich bereits von dem Konzept der
„AirLand-Battle", das die Übereinstimmung
zwischen den Einsätzen gegen Ziele in der
Tiefe und dem Kampfplan des jeweiligen
Heeresbefehlshabers anstrebt.
Der Rogers-Plan geht von der bereits erwähn-
ten Tiefenstaffelung der Warschauer Pakt-
Kräfte aus, wobei viel dafür spricht, daß erst
ein Eingreifen von Kräften der zweiten strate-
gischen Staffel eine militärische Entschei-
dung in Mitteleuropa herbeiführen dürfte.
Um ein Aufschließen dieser Kräfte zu stören
bzw. zu verhindern, muß der Verteidiger Trä-
germittel besitzen, die gegen Ziele in einer
Entfernung von mindestens 300 km, nach
Möglichkeit von 800 km jenseits der Frontli-
nie wirken können.
Man unterscheidet dabei feste Ziele (Flug-
plätze, Kommandozentralen, Eisenbahnkno-
tenpunkte, Brücken, Straßenkreuzungen), die
für das Nachführen von Kräften bedeutungs-
voll sind, sowie bewegliche Ziele, also Trup-
penverbände, Transportkolonnen usw. Man
darf nicht außer acht lassen, daß gerade die
zahlreichen Flüsse in Ostmitteleuropa und
Osteuropa — Oder, Neiße, Moldau, Warthe,
Weichsel — im Falle einer Zerstörung der
Brücken beträchtliche Hindernisse darstellen.
Es wird angestrebt, feste Ziele möglichst mit
Boden-Boden-Flugkörpern, bewegliche Ziele
hingegen durch Kampfflugzeuge verschie-
dener Reichweite zu bekämpfen41). Die
Kampfflugzeuge sollen aber auch „Counter-
Air"-Einsätze mit Nachdruck durchführen:
Gerade die Notwendigkeit dieser Einsätze in-
nerhalb der ersten Stunden nach Angriffsbe-
ginn zur Schwächung der gegnerischen Luft-
angriffskräfte auf dem Boden und zum Nie-
derhalten der Luftverteidigung kann nicht
hoch genug eingeschätzt werden. Allerdings
besitzt von den ca. 1 600 taktischen Kampf-
flugzeugen der NATO in Westeuropa nur
etwa ein Drittel die Eignung für Abriege-
lungseinsätze.

40) B. D. Sutton et al., Deep Attack Concepts and
the Defence of Central Europe, in: Survival, März/
April 1984, S. 54; zur Thematik im allgemeinen: Die
Atomschwelle heben. Moderne Friedenssicherung
für übermorgen, hrsg. von P.-K. Würzbach, Bonn
1983, S. 107 ff., S. 135 ff
41) D. R. Cotter, Eine moderne integrierte Konzep-
tion für die Vorneverteidigung Europas, in: Europ.
Wehrkunde, (1983) 1, S. 20.



Bei der Zielverteilung tritt zutage, daß nur 4 %
der hochwertigen festen Zielobjekte und
48,1% der beweglichen Ziele innerhalb einer
30-km-Zone östlich der deutsch-deutschen
Grenze liegen. Der Warschauer Pakt hat nur
ca. 20% seiner gepanzerten und mechanisier-

ten Verbände im grenznahen Raum statio-
niert: Vier Fünftel der Kampftruppen sollen 
sich außerhalb einer 20-km-Zone jenseits der
Grenze befinden42). Die Zielverteilung unter-
scheidet vier Zonen und kann aus folgender
Tabelle entnommen werden:

Das plangerechte Nachführen der Kräfte
spielt somit eine entscheidende Rolle, wobei
für das Aufschließen der als zweite Staffel
eingesetzten Regimenter, Divisionen und Ar-
meen Wegstrecken zwischen 20 und 200 km
zurückzulegen sind, je nachdem, welchen
Platz der jeweilige Verband innerhalb der
Kräfteordnung einnimmt. So sollen die Ar-
meen der zweiten Staffel einer Front erst
zwei Tage nach Angriffsbeginn auf dem Ge-
fechtsfeld in Erscheinung treten43). Aus den
unterschiedlichen Zeitintervallen bis zum
Eingreifen der jeweiligen Gruppierung ins
Kampfgeschehen kann auch die voraussichtli-
che „Vorwarnzeit“ für die NATO-Abwehr be-
rechnet werden. Die Vorwarnzeit soll z. B. bei
den vorderen Teilen der ersten strategischen
Staffel 48 Stunden, bei den übrigen Teilen die-
ser Staffel drei bis sieben Tage und bei der
zweiten strategischen Staffel, d. h. bei den
Kräften aus den drei westlichen Militärbezir-

ken der UdSSR, ca. 14 Tage und mehr betra-
gen.
Der aus militärischen und verkehrstechni-
schen Gründen bedingte Aufenthalt der nach-
zuführenden Kräfte in Verfügungsräumen
stellt eine erhebliche Schwachstelle im sowje-
tischen Angriffskonzept dar. Die sowjetischen
Militärs haben dieser Gefährdung durch eine
starke Auflockerung der betroffenen Ver-
bände zu begegnen versucht: einer Division
wurde ein Verfügungsraum von 20 x 30 km,
einer Armee von 75 x 100 km und darüber zu-
gewiesen44). Außerdem hat man eine Verein-
heitlichung der Fliegerabwehr auf dem Ge-
fechtsfeld und im Hinterland eingeleitet
Seit einiger Zeit werden die einzelnen in Ent-
wicklung begriffenen Waffensysteme vorge-
stellt, die der Verwirklichung des „Strike-
deep"-Konzepts dienen sollen. Dazu zählen
z. B. das Artillerieraketensystem mittlerer
Reichweite MLRS/MARS, die Gefechtsfeldra-
keten LANCE und PERSHING-1A der As
sault Breaker (T-22), die Submuhition SKEET
sowie die konventionelle Version der PER-



SHING-2 (Counter Airfield Missile, CAM-40)
und die Mehrzweckwaffe MW-145). Berech-
nungen ergaben, daß für die Bekämpfung der
30 bis 40 wichtigsten Flugplätze 900 konven-
tionelle Flugkörper, für die Bekämpfung der
nachrückenden Feindstaffeln 5 000 Boden-Bo-
den-Raketen und für die Abriegelung des en-
geren Gefechtsfeldes ca. 1 000 Salven endpha-
sengelenkter Sprengköpfe für Mehrfach-Ra-
ketenwerfer erforderlich wären. Im Rahmen
der ESECS-Studie („Wege zur Stärkung der
konventionellen Abschreckung in Europa,
1983) wurden die Kosten sämtlicher dem „Stri-
ke-deep"-Konzept dienenden Vorhaben mit
6 bis 18 Mrd. Dollar angegeben ).46

Die Wirkung der neuen Systeme sowohl bei
Präzisionsfeuer als auch im Falle einer ent-
sprechenden Konzentration von Submunition
gegen Flächenziele soll der Wirkung von
Kernsprengköpfen mit niedrigem KT-Wert
entsprechen, was letztlich den Verzicht auf
den Einsatz von Kernwaffen gegen die mei-
sten Zielgruppen ermöglicht. Besonders die
Abwehr von Panzereinheiten hätte durch die
Verwendung von Präzisionswaffen eine we-
sentliche Erleichterung zu erwarten. Es sei je-
doch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß
selbst im Falle einer weitgehenden Verwirkli-
chung der genannten Vorhaben ein gänzli-
cher Verzicht auf atomare Gefechtsfeldwaffen
und weitreichende TNF auf Seiten der NATO
nicht zweckmäßig erscheinen dürfte. Nach
Auffassung mancher Experten seien taktische
Kernwaffen auf jeden Fall für den Einsatz ge-
gen ausgewählte Ziele zur Verfügung zu hal-
ten. Die Zielplanung müßte demnach so ge-
staltet werden, daß sich konventionelle Präzi-
sionswaffen und nukleare TNF gegenseitig
ergänzen47). Es handelt sich hier um einen
Punkt, den auch die Kritiker des „Rogers-Pla-
nes" aufgegriffen haben.

48) Interview, Presseagentur Nowosti/APN, Wien,
13.5. 1983.
49) F.-J. Schulze, Nutzung moderner Technologie
zur Stärkung der konventionellen Verteidigung, in:
Europ. Wehrkunde, (1983) 1, S. 20.

Von sowjetischer Seite nahm der Oberbe-
fehlshaber der Landstreitkräfte, Marschall
d. S. W. Petrov, dazu folgendermaßen Stel-
lung: „Faktisch haben wir es mit einer Annä-
herung der Möglichkeiten der konventionel-
len Vernichtungsmittel an taktische Kernwaf-
fen zu tun, denn diesen Kampfmitteln des
Präzisionsschlages werden Aufgaben gestellt,
die früher die taktischen Kernwaffen zu erfül-

4) B. D. Sutton et al. (Anm. 40), S. 57 ff.

len hatten.“48) Einer Veröffentlichung der
„Krasnaja Swesda" vom 29. Oktober 1983 ist zu
entnehmen, daß man der NATO vorwirft, mit
den in Entwicklung stehenden Waffensy-
stemen und mit einer „neuen Doktrin" eine
weitere Dimension des Wettrüstens einzulei-
ten.
Dem Vorwurf, daß der Rogers-Plan eine neue
Form der .Aggressivität“ oder den Übergang
von der Vorneverteidigung zur „Vorwärtsver-
teidigung" darstelle, sei hier folgendes entge-
gengehalten: 1. Die Quintessenz der umstrit-
tenen „Vorwärtsverteidigung“ liegt darin, die
Ostgrenze des NATO-Gebiets mit Heeresver-
bänden offensiv zu überschreiten. Davon
kann bei allen offiziellen Aussagen zum Ro-
gers-Plan keine Rede sein. 2. Die Bekämpfung
von Zielen aller Art aus der Luft in der Tiefe
des Raumes sowie die Abnutzung der gegne-
rischen Luftwaffe durch „Counter Air" sind
hingegen Maßnahmen, die auch bisher in der
Einsatzdoktrin der NATO volle Gültigkeit be-
sessen haben. Es handelt sich daher beim Ro-
gers-Plan um kein neues strategisches Kon-
zept, sondern um eine Verfeinerung des be-
stehenden49).
Die übrigen Bedenken gegen den Rogers-Plan
betreffen folgende Punkte:
— Probleme der Gefechtsfeldaufklärung und
der verzuglosen Datenübermittlung sowie der
Zielzuweisung;
— erhöhte Anforderungen an die taktischen
Luftstreitkräfte in den Rollen der Abriege-
lung" und des „Counter Air“;
— Beschaffungskonkurrenz zwischen den
„intelligenten" Waffen und anderen militäri-
schen Gütern, etwa zur Munitionsbevorra-
tung für voraussichtlich 30 Kampftage in Eu-
ropa;
— Schwierigkeiten bei der Unterscheidung
zwischen nuklearen und nichtnuklearen
Kampfmitteln hinsichtlich der Einsatzoption,
etwa zum Zwecke der Rüstungskontrolle;
— hoher finanzieller Bedarf.
Unter Berücksichtigung der laufenden Be-
schaffungsvorhaben der europäischen NATO-
Staaten sowie der notwendigen Modernisie-
rungsmaßnahmen bei bestehenden Waffensy-
stemen und der vorhandenen Infrastruktur
dürfte es schwer vorstellbar sein, die erforder-
lichen Voraussetzungen zur Umsetzung des
Rogers-Planes kurz- und mittelfristig zu



schaffen. Schon die vorgesehene Erhöhung
der nationalen Verteidigungshaushalte um
jährlich 3% ist nicht verwirklicht worden. Be-
sonders von britischer und deutscher Seite
wurde mehrmals angeführt, daß auf Grund
der laufenden Großvorhaben (etwa Kampf-
panzer „Challenger", Leopard-2, Kampfflug-
zeug Tornado, PAH-2, FlA-Rakete „Patriot")
nur sehr beschränkte Mittel für „Zukunfts-
technologien" erübrigt werden könnten. Die
Auseinandersetzungen um das NATO-In-

frastrukturprogramm im Frühjahr 1984 etwa 
zeigten die Grenzen des finanziellen Spiel-
raumes der europäischen NATO-Partner auf.
Außerdem gab der Inspekteur der Bundesluft-
waffe zu erkennen, daß das Schwergewicht in
seinem Bereich bei der Stärkung der Luftver-
teidigung liegen werde. Offenbar wird es ei-
ner Neubewertung der Prioritäten bedürfen,
um die aktuellen Erfordernisse mit den Vor-
haben des Rogers-Planes in Übereinstimmung
zu bringen50).

III. „AirLand Battle": Kampfdoktrin und taktisch-operatives Konzept

1. Entstehung, Wesensgehalt und
Problematik

Zunächst sei vorangestellt, daß die Kampf-
doktrin der .AirLand Battle" trotz vieler Ähn-
lichkeiten mit dem Rogers-Plan nicht mit die-
sem verwechselt werden darf. Die Doktrin
der .AirLand Battle" wurde in den Führungs-
stäben des amerikanischen Heeres sowie der
Luftwaffe seit 1977 unabhängig von den Pla-
nungen im NATO-Oberkommando entwik-
kelt und berücksichtigt nicht allein den euro-
päischen Kriegsschauplatz. Die Gemeinsam-
keiten mit dem Rogers-Plan liegen vor allem
in der Absicht, sich die Schwächen im An-
griffskonzept des Warschauer Paktes zunutze
zu machen, d. h. die gegnerischen Kräfte im
Hinterland rechtzeitig zu bekämpfen und am
Eingreifen ins Gefecht zu hindern51).
Während beim Rogers-Plan diese Absicht auf
möglichst hoher Führungsebene unter Heran-
ziehung aller geeigneten Kampfmittel ver-
wirklicht werden soll, geht es bei der .Air-
Land Battle" um eine Neuformulierung der

Einsatzdoktrin auf taktischer und operativer
Ebene schlechthin, d. h. auf der Ebene der Bri-
gade, der Division und des Korps. Gleichzeitig
will man dadurch die Kampfdoktrin der „Ac-
tive defense" ablösen, der man u. a. vorgehal-
ten hat, dem taktischen Kommandanten zu
wenig Handlungsspielraum zu gewähren.
.AirLand Battle" versucht, das bestmögliche
Kampfverfahren für den Abschnittskomman-
danten unter Berücksichtigung der diesem
unterstellten Truppen und Mittel unter Ein-
klang der Kampfhandlungen zu Lande und in
der Luft zu finden52).
Das Ziel der .AirLand Battle" ist der Erfolg in
der Schlacht, wobei es besonders auf die Ko-
ordination der Schlacht gegen die bereits ein-
gesetzten Feindteile und die Koordination
der Schlacht gegen die noch ungebundenen
Teile ankommt („Deep Battle“, „Deep Attack“).
Es ist dem taktischen Kommandanten freige-
stellt, wie er Feuerkraft, Bewegung und son-
stige Mittel einsetzt, um die größtmögliche
Wirkung gegen die Schwachstellen des An-
greifers zu erzielen: Entscheidend bleibt die
Erringung und Beibehaltung der Initiative.
Ein weiterer Unterschied zum Rogers-Plan
betrifft die Verwendung der Luftstreitkräfte.
Während im Rahmen des Rogers-Planes eine
zentrale Führung der Luftkriegsmittel unter
Erfassung von Zielen auf dem gesamten
Kriegsschauplatz vorgesehen ist, strebt die
.AirLand Battle" eine frühe Zuordnung von
Luftwaffenkräften zu den taktischen Kom-
mandanten unter Beschränkung auf ausge-
wählte Ziele an. Es liegt auf der Hand, daß
diese Absicht eine strenge Ökonomie der
Kräfte und eine Setzung von Prioritäten erfor-
dert.
Da sich die Doktrin der „AirLand Battle" vor-
rangig mit der Ebene des Korps befaßt, wer-
den die Betrachtungen und Aussagen auf ein



Operationsgebiet mit einer Tiefe von maxi-
mal 150 km beschränkt. Es geht um die recht-
zeitige Erfassung, Überwachung und Bekämp-
fung aller Feindkräfte auf dem „erweiterten
Gefechtsfeld" („Extended Battlefield"). Dies be-
deutet für die vorne eingesetzten Brigaden,
Vorbereitungen für die Abwehr nachrücken-
der Feindkräfte zu treffen, die 15 km (12 Stun-
den) von der vorderen Frontlinie entfernt ste-
hen; bei den Divisionen betrifft dies die Be-
kämpfung von Kräften, die 70 km (24 Stunden)
und bei den Korps die von solchen, die
150 km (72 Stunden) von der Front entfernt
sind53). Das Korps muß sich außerdem auf die
Aufklärung von Feindkräften einstellen, de-
ren .Annäherungszeit" ca. 96 Stunden be-
trägt.

5) W. C. Hanne, AirLand Battle; in: Internat. Wehr-
revue, (1983) 8, S. 1036.

Das Überdenken der Rolle des Heeres und
der Luftstreitkräfte, die Forderungen an Glie-
derung, Ausrüstung, Ausbildung und Logistik
sind Themen, die unmittelbar aus der Einsatz-
doktrin hervorgehen. Die Entwicklung der
Armeedoktrin kommt in den Field Manuals
FM-100-1 („The Army") vom August 1981 und
FM-100-5 „Operations" vom August 1982 zum
Ausdruck, die auch in zahlreichen Veröffent-
lichungen Beachtung gefunden haben. Die
Studie „AirLand Battle 2000" des „US Army
Training and Doctrine Command" (TRADOC)
vom 12. August 1982 gibt ebenfalls ausrei-
chend Einblick.
Man erkannte, daß man Spielraum und Auf-
gabenbereich des Korpsbefehlshabers im Hin-
blick auf die Eigenarten des „erweiterten Ge-
fechtsfeldes“ bedeutend vergrößern müsse.
Die „Erweiterung" des Gefechtsfeldes soll in
dreifacher Hinsicht stattfinden: 1. Erweite-
rung in die Tiefe; 2. zeitliche Vorverlegung
der Gefechtshandlungen, um alle Maßnah-
men zu vereinheitlichen, die dem Kampf ge-
gen die frontnah eingesetzten Kräfte sowie
gegen die in unterschiedlicher Tiefe stehen-
den Teile dienen; 3. Erhöhung der Kampf-
stärke durch Aufklärungs- und Waffensy-
steme einer höheren Organisationsebene54).
Damit wurde die bisherige Ausrichtung der
Kampfdoktrin auf die taktische Ebene, d. h.
der Brigade und Division, auf die operative
Ebene, nämlich auf die Korpsebene (und dar-
über), angehoben und gewissermaßen „Neu-
land" in der Doktrin betreten.
Eine Hauptaufgabe für die Planer bestand
darin, die taktischen und operativen Grund-
sätze entweder an bestehende Organisations-
formen anzupassen oder die Verbände neu zu

gliedern. Man ging in den USA den zweiten
Weg und stellte ausführliche Überlegungen
an, um die künftigen Gtoßverbände, d. h. die
„Panzerdivision 86“ und die „mechanisierte In-
fanteriedivision 86“, an die Bedingungen der
.AirLand Battle" anzupassen. Hierbei ergaben
sich folgende Veränderungen in der Divi-
sionsgliederung und bei der Ausrüstung:
— Erhöhung der Panzerzahl im Panzerbatail-
lon von 54 auf 58;
— Konstruktion eines eigenen Kampfschüt-
zenpanzers (IFV) für die Begleitinfanterie;
— Erhöhung der artilleristischen Feuerkraft,
u. a. durch Zuweisung einer Batterie Mehr-
fachraketenwerfer;
— Aufstellung einer „Luftangriffsbrigade" un-
ter Zusammenfassung von Kampf-, Aufklä-
rungs- und Mehrzweckhubschraubern;
— Verstärkung der FlA-Kräfte (FLA-Panzer
„Sergeant York");
— Aufstellung eines Bataillons für elektroni-
sche Kampfführung.
Ferner wurden dem Korpsstab vergrößerte
Heeresflieger-, Artillerie-, FlA-, Aufklärungs-
und Versorgungselemente zugewiesen. Allge-
mein kam es zu einer Vergrößerung des per-
sonellen Rahmens (Panzerdivision 86: 19 995
gegenüber derzeit 18 300 Mann). Dies alles
unterstreicht die Absicht, Kampfkraft und
Durchhaltevermögen der Großverbände auf
die Anforderungen möglicher Gefechtsver-
läufe einzustellen.
Ein wesentlicher Punkt liegt in der Aufwer-
tung des Elements „Bewegung". In Anbetracht
der sowjetischen Angriffsverfahren soll der
Verteidiger durch Gegenangriffe in die
Flanke und den Rücken der vorstoßenden
Feindkräfte den gegnerischen Angriffs-
schwung brechen und in rasch wechselnden
Lagen die Initiative an sich reißen. Als Träger
dieser Gegenangriffe sind Brigaden und Divi-
sionen vorgesehen, während die Korpskom-
mandanten nur fallweise eingreifen und das
Zuführen von Verstärkungen regeln. Die sol-
cherart geführten Gegenangriffe haben ihren
Wert nicht so sehr in ihrer sofortigen Wir-
kung auf die gegnerischen Divisionen der er-
sten Staffel, sondern in ihrer längerfristigen
Wirkung auf die nachrückenden Divisionen
und Armeen, insbesondere durch Vernich-
tung von Versorgungsgütern und durch Stö-
rung der Rückwärtigen Dienste. Es wurde
hierbei geschätzt, daß die Divisionen der er-
sten Staffel der Armeen innerhalb von zwei
bis drei Tagen logistisch verbraucht sein dürf-
ten 555).

5) Barbara/Brown, Deep Thrust on the Extended
Battlefield; in: Military Review, (1982) 10, S. 31 f.



Es sei ausdrücklich hervorgehoben, daß die
genannten Gegenangriffe im taktischen Rah-
men bleiben und nichts mit einem Übergang
zur Offensive großen Stils auf dem Kriegs-
schauplatz zu tun haben. Schon die be-
schränkte Anzahl der amerikanischen Hee-
resverbände im Rahmen der 7. Armee (4 Divi-
sionen, 3 Brigaden, 2 Regimenter) läßt eine
Umstellung auf strategische Offensive als un-
durchführbar und abwegig erscheinen. Aller-
dings muß eingeräumt werden, daß die Kriti-
ker der „AirLand Battle"-Doktrin in einigen
Vorschlägen von Experten eine Stütze gefun-
den zu haben scheinen, die sich in Richtung
„Vorwärtsverteidigung" bewegen56). Bei ei-
nem dieser Vorschläge war aber ausdrücklich
nur von „grenzüberschreitenden, begrenzten
Gegenangriffen“ die Rede, und es wurde vor
der Unterstellung gewarnt, dies als „Offensiv-
strategie“ umzudeuten.
Die heftige Reaktion der Kritiker besagte je-
doch, daß man grundsätzliche Bedenken ge-
gen jedes Abweichen vom Konzept der Vor-
neverteidigung hege. Dazu wäre jedoch anzu-
fügen, daß ein Abweichen von der Vornever-
teidigung zwar gegen eine politische Maxime
verstieße, daß es aber dem jeweiligen NATO-
Befehlshaber schwer zuzumuten wäre, im
Falle eines erfolgreichen Gegenangriffs die-
sen an der Staatsgrenze einzustellen und auf
jede Chance zur Bekämpfung von Feindteilen
jenseits der Grenze zu verzichten. Es wäre
daran zu erinnern, daß die Luftstreitkräfte
beider Paktgruppen ihre Luftoperationen oh-
nehin nach eigenen Gesetzen führen und sie
tief ins gegnerische Hinterland ausdehnen.
Hat man nicht das Kampfflugzeug Tornado
beschafft, um Angriffe gegen Ziele in der
Tiefe des Raumes fliegen zu können?57).
Verschiedene Einwände stammten von ame-
rikanischen Militärs und richteten sich gegen
den geplanten Ablauf der Gegenangriffe
(„Deep thrusts“), indem man die hohen Anfor-
derungen an die Versorgung, etwa mit Muni-
tion und Treibstoff, sowie die Schwierigkeiten
beim Führungsvorgang selbst ins Treffen
führte. Beim logistischen Bedarf wurde z. B.
darauf hingewiesen, daß im Falle eines An-
griffs in den Rücken des Gegners bei einer
Tiefe vom 50 bis 70 km und bei einer Marsch-
geschwindigkeit von ca. 10 km/h die gesamte
Gefechtshandlung ca. 20 Stunden einschließ-
lich einer 6stündigen Besetzung der Angriffs-

ziele dauern würde. Dies hätte im Falle einer
Panzerdivision allein einen Bedarf an Artille-
riemunition von 2 000 „short tons" zur Fol-
ge58).
Zur Frage des Führungsvorganges wird vor-
gebracht, daß die hohen Anforderungen, de-
nen ein Großverband bei der selbständigen
Durchführung von „tiefen Stößen" jenseits der
Frontlinie ausgesetzt ist, es nahe legten, diese
Gegenangriffe maximal durch Brigadekampf,
gruppen zu führen. Gegenangriffe im Divi-
sionsrahmen würden hingegen Erschwernisse
bei der Kräftezuteilung, bei Versorgung und
Unterstützung, somit einen Verlust an Wen-
digkeit nach sich ziehen59).
Darüber hinaus wurde auch auf den vermehr-
ten Bedarf an Personalersatz und auf die
Schwierigkeiten der Ersatzzuführung hinge-
wiesen. Ein Problem liegt zuletzt darin, daß
die Doktrin der .AirLand Battle“ nur für das
amerikanische Heer entworfen worden ist
und daher der Abstimmung mit der Kampf-
doktrin der Bündnispartner bedürfe.

2. Die Rolle der taktischen Luftstreitkräfte•
Die Notwendigkeit eines engen Zusammen-
wirkens von Heer und Luftwaffe auf dem Ge-
fechtsfeld wurde durch die .AirLand Battle“ in
verschiedener Weise präzisiert Es geht nicht
nur um die frühzeitige Zuordnung von takti-
schen Luftstreitkräften an einzelne Ab-
schnittsbefehlshaber, sondern auch um die
genaue und lagegerechte Verteilung von Auf-
trägen auf Grund einer Prioritätsetzung. Die
Maßnahmen für die Zuteilung von Luftstreit-
kräften fanden u. a. ihren Niederschlag in der
Ausarbeitung ,Joint Air Attack of the Second
Echelon" vom Dezember 1982. In der Folge
untersuchte man verschiedene Schritte für
das zweckmäßigste und reibungsloseste Ein-
satzverfahren und zur Regelung der Zustän-
digkeiten60).
Es trat dabei zutage, daß eine Schlüsselfrage
in der Zuteilung von Aufklärungsmitteln in
der Zielortung und Zielzuweisung besteht,



die man etwa mit Hilfe des ,Joint Surveil-
lance Target Attack Radar System" oder der
Aufklärungsdrohne „Aquila" zu lösen gedenkt.
Die Zielzuweisung soll hierbei zentral gesteu-
ert werden und bis in eine Tiefe des Opera-
tionsgebietes von ca. 150 km wirken können.
Für bodengestützte Radarsysteme wird eine
Reichweite von 20 bis 25 km für erforderlich
erachtet, was mit der Zielzuweisung für die
Artillerie zusammenhängt61).
Seitens der US-Luftwaffe kam es zu Vorbehal-
ten, die sich gegen zu hohe Anforderungen an
die fliegenden Verbände, insbesondere in der
Rolle der Luftnahunterstützung („Close Air
Support") richteten. In Anbetracht der starken
Gefechtsfeldfliegerabwehr der Warschauer
Pakt-Armeen wäre es vorteilhafter, Einsätze
zur Gefechtsfeldabriegelung (Air Interdic-
tion") vorzubereiten und diese in die Tiefe des

Die Ausführungen haben gezeigt, daß Rogers-
Plan und „AirLand Battle" trotz vieler Ge-
meinsamkeiten unterschiedliche Vorhaben
betreffen. Folgende Ergebnisse sind festzuhal-
ten:
1. Der Rogers-Plan geht von der problemati-
schen Abhängigkeit der NATO vom frühzeiti-
gen Rückgriff auf taktische Kernwaffen aus,
wobei man diese Abhängigkeit durch erhöhte
Rüstungsanstrengungen im konventionellen
Bereich sowie durch eine „Konventionalisie-
rung“ der Gefechtsabläufe entscheidend ver-
ringern will.
2. Diese angestrebten Verbesserungen sollen
nicht dazu dienen, einen konventionellen
Krieg führbar oder gar „gewinnbar“ zu ma-
chen, sondern dazu, die Abschreckung über-
haupt zu erhöhen.
3. Es soll nicht zu einer gänzlichen Ablösung
der nuklearen TNF der NATO durch neue
konventionelle Präzisionswaffen, sondern zu
einer Neuverteilung der Aufträge kommen,

Raumes zu verlegen. Aufträge, die bisher in
die Zuständigkeit der Luftnahunterstützung
gefallen sind, wären künftig durch das Heer,
vor allem durch weitreichende Artillerie und
Raketenwerfer, wahrzunehmen. Auch beim
Niederhalten von „Counter-Air"-Zielen käme
eine stärkere Mitwirkung von Heereskräften
in Betracht, um die Luftstreitkräfte für andere
Aufträge freizumachen.
Eine Hauptaufgabe des Korpsstabes wird
darin gesehen, detaillierte Pläne für die Ab-
riegelung des Operationsgebietes in Abstim-
mung mit dem Befehlshaber des Kriegs-
schauplatzes und unter Berücksichtigung der
sonstigen Aufträge an die taktischen Flieger-
kräfte zu erstellen. In den meisten Fällen liegt
somit eine gemeinsame Verantwortlichkeit
von Heeres- und Luftwaffenbefehlshabern
vor.

Schlußbetrachtung
wobei der völlige Verzicht auf nukleare Op-
tionen für die NATO militärische Nachteile
brächte. Es besteht auch kein Widerspruch
zwischen der Modernisierung der NATO-
TNF und der Absicht einer .Anhebung der
Nuklearschwelle".
4. Das Konzept des „Strike deep" läuft nicht
auf eine Bevorzugung derjenigen Waffensy-
steme hinaus, die eine Bekämpfung von
Feindkräften in der Tiefe des Operationsfel-
des erlauben; vielmehr sollen die Rüstungs-
programme — trotz aller Einchränkungen
und Engpässe — so gestaltet werden, daß sie
den Kampf gegen die erste und zweite strate-
gische Staffel gleichzeitig erlauben.

5. Die Doktrin der .AirLand Battle" dient vor-
wiegend dem Kampf auf Divisions- und
Korpsebene im taktisch-operativen Rahmen,
indem sie unter Betonung des Elements „Be-
wegung“ Schwächen im gegnerischen An-
griffsverfahren auszunützen sucht; sie bewegt
sich auf konventioneller Ebene.
6. Die neue Kampfdoktrin des US-Heeres
stellt keine Hinwendung zu einer Offensiv-
planung großen Stils dar und ändert nichts an
der Vornevertäidigung der NATO in strategi-
schem Sinne.



K.-Peter Stratmann

„AirLand Battle" — Zerrbild und Wirklichkeit )1

I. Vorbemerkung

Nach dem Thema der Raketenstationierung
hat in der veröffentlichten Meinung der Bun-
desrepublik und in der „Friedensbewegung"
die Diskussion um die AirLand-Battle-Vor-
schrift*) des amerikanischen Heeres erneut
zu tiefgreifender Beunruhigung und Verunsi-
cherung geführt. Wiederum wird der Bevöl-
kerung der Eindruck vermittelt, als versuche
die amerikanische Regierung, im westlichen
Bündnis eine neue friedensgefährdende Mili-
tärstrategie durchzusetzen, eine „offensive
Kriegführungsdoktrin für das Schlachtfeld
Europa"3). Wie schon im Falle der Proteste
gegen die „Nachrüstung" beruht dieser Ein-
druck im wesentlichen auf Mißverständnis-
sen, Unkenntnis und Irreführung. Nur läßt
sich dieser Tatbestand anhand des AirLand-
Battle-Beispiels eher verdeutlichen als für
den noch schwierigeren und für eine öffentli-
che Diskussion weniger zugänglichen Bereich
der operativen Nuklearstrategie.
Es soll nicht bestritten werden, daß es auch
im Zusammenhang mit dem hier behandelten
Thema im Bereich der amerikanischen Politik
Gründe und Anlässe für Mißverständnisse
gegeben hat:
— Die offiziellen und offiziösen Texte zur
AirLand-Battle-Doktrin enthalten manche
Unklarheiten und problematische Formulie-
rungen, die bei Unkundigen leicht zu Fehl-
deutungen führen können.

— Die Ambition der gegenwärtigen amerika-
nischen Administration, gegenüber ihrem so-
wjetischen Gegenspieler weltweit politisch
und strategisch in die Offensive zu gehen, hat
sich in einer Programmatik niedergeschlagen,
die generell gegnerische Verwundbarkeiten
konzeptionell zu nutzen sucht. In diesem Zu-
sammenhang ist (zumindest vorübergehend)
innerhalb der amerikanischen Regierung
auch erwogen worden, der UdSSR im Falle
eines Konflikts außerhalb Europas die Eröff-
nung einer „zweiten Front" in Europa anzu-
drohen, um auf diese Weise die politisch pre-
käre sowjetische Position in Osteuropa als
Abschreckungsfaktor zu verwenden. Diese
Vorstellung hätte allerdings die Fähigkeit
und Bereitschaft der NATO erfordert, unter
Umständen eine großangelegte Offensive ge-
gen das Gebiet des Warschauer Vertrags zu 
beginnen. Indessen wäre ohne eine grund-
sätzliche Änderung der bisherigen defensiven
Militärpolitik und Strategie des westlichen
Bündnisses und ohne eine erhebliche Aufrü-
stung in Europa ein solches Konzept nicht zu
realisieren. Obgleich hierfür keinerlei Aus-
sicht besteht und die amerikanische Regie-
rung sich inzwischen von allen Erwägungen
einer Einbeziehung der NATO in ein Konzept
„horizontaler Eskalation" distanziert hat, ist es
natürlich möglich, auch die AirLand-Battle-
Doktrin in diesen Zusammenhang zu rücken
und als vermeintliches Mittel zu diesem of-
fensiven Zweck zu präsentieren.
— Zur Verwirrung beigetragen hat ferner,
daß zugleich mit dieser neuen Doktrin der US
Army, jedoch unabhängig von ihr, mehrere
Abteilungen des Pentagon und der Stab des
Alliierten Oberbefehlshabers der NATO in
Europa (SACEUR), General Rogers, mit ver-
schiedenen operativen und militärtechni-
schen Konzepten zum Aufgabenbereich
„Kampf in der Tiefe“ an die Öffentlichkeit tra-
ten. Innerhalb wie erst recht außerhalb der
USA erwies es sich zunächst als unmöglich,
Abgrenzungen und Zusammenhänge zwi-
schen „AirLand Battle", „Follow-on-Forces At-
tack" (FOFA), „Deep Strike", „Counter Air 90"
oder „Assault Breaker" zu klären. Der unge-
steuerte Pluralismus amerikanischer Willens-
bildung, die sich in der Regel in aller Offent-



lichkeit vollzieht, erreichte in dieser Zeit
zweifellos einen Höhepunkt*).
— Schließlich wurde die Situation dadurch
weiter kompliziert, daß die US Army unter
dem Namen „AirLand Battle" gleichzeitig
zwei unterschiedliche Vorhaben betrieben
hat5):
Erstens mündete die Entwicklung der Air-
Land-Battle-Doktrin in eine Revision der Füh-
rungsvorschrift der US Army für Operationen
auf Korps- und Divisionsebene, des Field Ma-
nual No. 100-5 Operations (FM 100-5)6). Diese
neue Version der Vorschrift hat die vorige
vom Juli 1976 ersetzt, der noch eine Doktrin
der „Active Defense" zugrunde lag. Der Revi-
sionsprozeß hatte schon früh eingesetzt und
führte über eine Serie von Zwischenschritten
bis zur Annahme des neuen FM 100-5 im Au-
gust 19827).
Zweitens wurde unter der Bezeichnung ^Air-
Land-Battle 2000“ ein Studienprojekt mit dem
Auftrag betrieben, eine langfristige Voraus-
schau der Bedingungen zu erarbeiten, die
nach 1995 das moderne Gefechtsfeld charak-
terisieren könnten. Die Grundsätze der Air-
Land-Battle-Doktrin sollten mit Hilfe des Air-
Land-Battle-2000-Konzepts auf den vorausge-
sehenen Kontext projiziert und entsprechend
weiterentwickelt werden. Der praktische

Zweck der Studie wurde darin gesehen, in
Zusammenarbeit mit den NATO-Verbünde-
ten in Folgestudien zu einheitlichen Vorstel-
lungen über die langfristige Entwicklung von
Streitkräftestrukturen, Bewaffnungskonzep-
ten, Führungsgrundsätzen etc. zu gelangen8).
Als in der Bundesrepublik bekannt wurde,
daß Offiziere der Bundeswehr am AirLand-
Battle-2000-Konzept mitgearbeitet haben und
der Inspekteur des Heeres mit seiner Unter-
schrift eine Version dieses Papiers als Grund-
lage weiterer deutsch-amerikanischer Stu-
dienvorhaben anerkannt hat, kam es zu aufge-
regten Reaktionen. Dabei spielte die Ver-
wechslung von AirLand-Battle-2000-Studie
und FM 100-5 eine gewisse Rolle. Man be-
fürchtete grundlos, mit dieser Unterschrift sei
von deutscher Seite die®AirLand-Battle-Dok-
trin in der US Army als für die NATO maß-
geblich legitimiert worden9).
Trotz der genannten Gründe und Anlässe für
mögliche Fehlinterpretationen kann aller-
dings der Charakter der bisherigen deutschen
Debatte nur zum geringen Teil aus der ameri-
kanischen Politik erklärt werden. Die hiesige
öffentliche Darstellung und Kritik der Air-
Land-Battle-Doktrin wird vielmehr vor allem
durch einige Untugenden der zeitgenössi-
schen deutschen „politischen Kultur" be-
stimmt, die bereits die „Nachrüstungsdebatte"
geprägt hatten: einen Hang zu vordergründi-
ger vorschneller Politisierung, elementare
Unkenntnis der militärischen Materie, Ver-
zicht auf sachkundige Beratung, ungeprüfte
Weiterverbreitung alarmierender Schlagwör-
ter, die einer verbreiteten Neigung zur Hyste-
rie Nahrung geben, und — last not least —
eine desinformierende Propaganda jener „tra-
ditionell" kommunistischen und „autonomen"
Koordinatoren der „Friedensbewegung“, die
die bisherige sicherheitspolitische Grund-
orientierung der Bundesrepublik prinzipiell
bekämpfen10).



II. Die AirLand-Battle-Doktrin in der Kritik
der deutschen Öffentlichkeit

In weiten Teilen der deutschen Öffentlichkeit
hat sich inzwischen die Auffassung gebildet,
die AirLand-Battle-Doktrin des FM 100-5 be-
deute eine „neue", mit der NATO-Strategie
„unvereinbare“ amerikanische „Strategie“11),
und zwar eine „Kriegführungs“- und „Siegstra-
tegie"12). Diese Behauptungen werden durch
die folgenden angeblichen Merkmale begrün-
det und präzisiert:
— Aggressivität: AirLand Battle sei dazu be-
stimmt, entsprechend dem amerikanischen
Konzept „horizontaler Eskalation" im Falle au-
ßereuropäischer Konflikte zwischen den USA
und der UdSSR durch Offensivfähigkeit der
NATO gegenüber Osteuropa die UdSSR von
Westeuropa aus militärisch unter Druck zu
setzen.
— „Offensivstrategie" einer raumgreifenden
„Vorwärtsverteidigung“ statt der gültigen
NATO-Defensivstrategie der Vorneverteidi-
gung. Letztere würde damit der sowjetischen
Strategie „spiegelbildlich" angeglichen.
— Ausrichtung auf „präemptive" Offenivope-
rationen: AirLand Battle hebe darauf ab,
Schläge gegen das gegnerische Potential „in
der Tiefe“ zu führen, bevor die WP-Streit-
kräfte ihren Angriff beginnen würden.

— Aufhebung der „nuklearen Schwelle“ zu-
gunsten einer integrierten „konventionell-
nuklear-chemischen Kriegführungsstrategie"
im Gegensatz zur bisherigen Rolle nuklearer
Waffen in der gültigen NATO-Strategie als
angeblich ausschließlich „politische Waffen".

Aufgrund dieser behaupteten gefährlichen Ei-
genschaften wird der angeblichen „neuen
Strategie" nachgesagt:

— Sie fördere das übergreifen außereuropäi-
scher militärischer Konflikte auf Europa.

— Sie führe außerdem zu einer erheblich ge-
steigerten Instabilität in Krisenlagen. Der
Druck, vorbeugend anzugreifen, erhöhe die
Kriegswahrscheinlichkeit.

— Im Kriegsfall führe der geplante frühzei-
tige entscheidungssuchende Einsatz nuklea-
rer und chemischer Waffen zum Verlust poli-
tischer Kontrolle über das Kriegsgeschehen
und zur Zerstörung Mitteleuropas.

— Die Offensivorientierung müsse von der
Sowjetunion als Angriffsorientierung aufge-
faßt werden, .ihre Bedrohungswahrnehmung
erhöhen, Mißtrauen verschärfen und ver-
stärktes Wettrüsten bewirken.

III. Mißverständnisse und Verzerrungen

Die dokumentierten Auffassungen, Behaup-
tungen und Schlüsse spiegeln so viele sachli-
che Irrtümer und fundamentale Fehlurteile

wider, daß das entstandene „Syndrom" nur mit
einiger Mühe zu entwirren ist:
Die AirLand-Battle-Vorschrift FM 100-5 wird
als strategische Doktrin der USA verstanden
und ausgegeben, obgleich sie dies offensicht-
lich nicht ist, sein soll oder sein kann. Das
FM 100-5 enthält in seinem einleitenden Ka-
pitel unter der Überschrift „Ebenen des Krie-
ges" die eindeutige Aussage, daß es keine mi-
litärstrategischen Grundsätze formuliert: „Die
Militärstrategie bestimmt die Grundbedin-



gungen für militärische Operationen. Ihre
Formulierung liegt außerhalb des Rahmens
dieser Vorschrift." )13
In seinem Vorwort wird ausdrücklich betont,
daß sich das FM 100-5 hinsichtlich aller stra-
tegischen Aspekte auf das FM 100-1, The
Army, bezieht, das als „required reference" be-
zeichnet wird14). Hätten die deutschen Kriti-
ker diese Anweisung befolgt, wären sie auf
jene vernünftigen Grundsatzaussagen über
Politik und Strategie gestoßen, deren Abwe-
senheit im FM 100-5 ihnen als Beweis für eine
angeblich entpolitisierte, rein militärische,
strategische Denkhaltung der amerikani-
schen Führung dient. Die Prinzipien der Air-
Land-Battle-Vorschrift beziehen sich eindeu-
tig ausschließlich auf den Kontext der opera-
tiven und taktischen Führung von Großver-
bänden (Korps und Division). Sie setzen folg-
lich den Kriegsfall als Prämisse voraus und
richten sich an die militärischen Führer auf
mittlerer Kommandoebene. Wenn den opera-
tiv-taktisch gebrauchten Begriffen dieser Vor-
schrift trotzdem fälschlich politisch-strategi-
sche Inhalte zugeschrieben werden, muß
diese Fehlinterpretation zwangsläufig zu ab-
surden Konsequenzen führen15). Zu dem Irr-
tum über Bezugsebene und Kontext gesellt
sich eine verfehlte Einschätzung hinsichtlich
der unmittelbaren Verbindlichkeit der Aussa-
gen des FM 100-5. Hätten die Kritiker die
Vorschrift gelesen, müßten sie bemerkt ha-
ben, daß die AirLand-Battle-Doktrin der US
Army mit dem Anspruch verfaßt ist, Grund-
sätze der operativen und taktischen Führung
festzulegen für
— alle weltweit vorstellbaren Kriegsschau-
plätze (Dschungel, Wüsten und Gebirge ein-
geschlossen);
— alle Gefechts- und Kampfarten (d. h. zum
Beispiel für Angriff und Verteidigung in den
verschiedenen Varianten);
— alle vorstellbaren Kriegsbilder (d. h. den
Kampf unter ausschließlich konventionellen
wie auch unter nuklearen und chemischen
Einsatzbedingungen);

— alle vorstellbaren Kriegstypen (von be-
grenzten Interventionen bis zum globalen all-
gemeinen Krieg).
Diese Grundsätze sind folglich — dem ameri-
kanischen Wortsinn von „doctrine“ entspre-
chend — zwar verbindlich, aber so allgemein,
daß sie bei Anwendung sinngemäß ausge-
wählt und ausgelegt werden müssen16). Das
FM 100-5 bemerkt über das „operational con-
cept“ der US Army, das als „Kern ihrer Dok-
trin" bezeichnet wird: „Das Konzept muß um-
fassend genug sein, um Operationen unter al-
len vorhersehbaren Umständen zu beschrei-
ben. Jedoch muß es genügend Bewegungs-
raum für taktische Variationen in jeder Lage
zulassen."
Allein aus diesen Gründen ist es völlig abwe-
gig, wenn seine Kritiker das FM 100-5 im
Sinne eines amerikanischen Operationspla-
nes für Mitteleuropa verstehen wollen. Zwar
würden die Befehlshaber der US-Korps und
-Divisionen auch in diesem Raum das Gefecht
nach den allgemeinen Grundsätzen des
FM 100-5 zu führen haben. Aber sie müß-
ten diese Grundsätze jeweils entsprechend
den ihnen vorgegebenen spezifischen Rah-
menb^dingungen auslegen und umsetzen.
Das bedeutet, daß jeder Befehlshaber im Rah-
men von Operationsaufgaben und Beschrän-
kungen führen muß, die ihm von höherer
Kommandoebene befohlen werden. Im Falle
der NATO sind diese den amerikanischen
Korps übergeordneten Kommandobehörden
auf der Ebene der Heeresgruppen (CENTAG,
NORTHAG), der NATO-Streitkräfte Mittel-
europa (AFCENT) und der NATO-Streitkräfte
Europa (ACE) nicht etwa nationale amerikani-
sche, sondern international integrierte
NATO-Stäbe. Ihre Befehle hinsichtlich der
Operationsräume und der Grundzüge der An-
fangsoperationen binden folglich auch die
amerikanischen Korps- und Divisionskom-
mandeure in der Ausgestaltung ihrer Vertei-
digungspläne (General Defense Plans) und be-
stimmen in Verbindung mit der Kräftelage
darüber, welche Grundsätze der AirLand-
Battle-Doktrin in welcher Form realisiert
werden könnten und würden ).17



Die Kombination der beschriebenen Mißver-
ständnisse begründet den Vorwurf, die Air-
Land-Battle-Doktrin des FM 100-5 sei mit der
gültigen NATO-Strategie der „flexible re-
sponse" und der Vorneverteidigung nicht ver-
einbar. Diese Behauptung geht bereits aus-
den genannten Gründen fehl und wider-
spricht zudem der ausdrücklichen Versiche-
rung im Vorwort der Vorschrift, sie stehe im
Einklang mit Doktrin und Strategie der
NATO.
Dies gilt auch im Hinblick auf den möglichen
Einsatz nuklearer und chemischer Waffen.
Das FM 100-5 weist darauf hin, daß sich die
USA vertraglich dem völkerrechtlichen Ver-
bot jedes Einsatzes biologischer Waffen sowie
des Ersteinsatzes chemischer Waffen unter-
worfen haben, sich jedoch — wie andere Staa-
ten auch — das Recht Vorbehalten, auf chemi-
sche Einsätze der Gegenseite als Repressalie
mit gleichen Mitteln zu reagieren. Ein derar-
tiger Einsatz setze in jedem Falle die vorhe-
rige Freigabe durch die politische Führung
der USA voraus und würde nach deren Richt-
linien erfolgen18). Beides trifft auch für den
Einsatz nuklearer Waffen zu, für den aller-
dings — der NATO-Strategie entsprechend
— auch die Möglichkeit des Ersteinsatzes
vorbehalten bleibt. Auch hier weist das
FM 100-5 darauf hin, daß die nukleare Ein-
satzplanung der amerikanischen Divisionen
und Korps den Weisungen und Einsatzbe-
schränkungen der übergeordneten Führungs-
ebenen („higher authority") zu entsprechen
hat. Im Bereich der NATO sind — wie im
FM 100-5 generell festgestellt — die gemein-
sam im Bündnis entwickelten politischen und
militärischen Richtlinien, Verfahren und Be-
schränkungen für die Anforderung, die Frei-
gabe und den Einsatz nuklearer Waffen maß-
geblich. Dies ist bei der Entwicklung der Air-
Land-Battle-Doktrin im Training and Doctrine
Command der US-Army von Anfang an be-
rücksichtigt worden. In dessen „Operational
Concept for the Tactical Employment of Nu-
clear Weapons on the Integrated Nuclear/
Non-Nuclear Battlefield" wird bereits 1979 auf
diesen Sachverhalt hingewiesen: „Das Kon-
zept ist entsprechend der gültigen nationalen
Politik und Strategie und der NATO-Strate-
gie der flexible response ... entwickelt wor-

1)9 B. W. Rogers, Greater Flexibility For NATO's
Flexible Response, in: Strategie Review, Vol. XI
(Spring 1983), S. 11—19. Der Bundesminister der
Verteidigung, Informations- und Pressestab (Hrsg.),
Material für die Presse XI/23, Bonn, 24. 8. 1983: Zur
Diskussion über das Field Manual 100-5 des US-
Heeres (AirLand Battle) und das Konzept AirLand
Battle 2000.

den. Das Konzept ist, aus der Perspektive des
Korpskommandeurs, auf den europäischen
Rahmen zugeschnitten und berücksichtigt
mögliche operative Beschränkungen hinsicht-
lich des Erfordernisses der Genehmigung des
Einsatzes nuklearer Waffen durch die oberste
nationale Führung. Jedes Einsatzkonzept für
den taktischen Einsatz nuklearer Waffen muß
mit den europäischen Gegebenheiten verein-
bar sein, was das Führungssystem, die Streit-
kräftegliederung und die Einsatzverfahren
der NATO einschließt."
Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß
die AirLand-Battle-Doktrin wegen ihrer glo-
balen Perspektiven naturgemäß auch Vorstel-
lungen und operative Varianten beschreibt,
die im NATO-Kontext aus verschiedenen
Gründen nicht anwendbar oder realisierbar
sind. Darauf ist von General Rogers, dem
Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfte in
Europa, und auch von offizieller deutscher
Seite öffentlich hingewiesen worden ).19

Hingegen fällt auf, daß viele der Kritiker die-
ser Doktrin eine NATO-Strategie zu verteidi-
gen vorgeben, die es in der behaupteten Form
gar nicht gibt. Ihre Einwände stellen vielmehr
— gewollt oder ungewollt — sogar die gültige
Strategie der „flexible response“ in Frage. Die
Problematik der dokumentierten Kritik der
AirLand-Battle-Doktrin liegt also auf zwei
Ebenen:
— erstens in der grundsätzlichen Fehlein-
schätzung dieser Doktrin selbst und ihrer Re-
levanz für die NATO-Strategie;
— zweitens in der Verkennung der gültigen
NATO-Strategie und der aus ihr abgeleiteten
Konzepte und Verteidigungspläne.
Das erste Problem ist in seinen Grundsatz-
aspekten bereits erörtert worden. Die Unfä-
higkeit der Kritiker, im Falle der AirLand-
Battle-Thematik den fundamentalen Unter-
schied zwischen einer militärstrategischen
Doktrin und der Formulierung von operativ-
taktischen Grundsätzen für die Gefechtsfüh-
rung von Korps und Divisionen zu erkennen
oder seine Bedeutung zu begreifen, zieht
weitreichende Mißverständnisse nach sich:
— Der in der AirLand-Battle-Doktrin gefor-
derte „Sieg" in Gefecht oder Schlacht („battle"),
der den erfolgreichen Abschluß des Feldzu-



ges („campaign") ermöglichen soll, wird als to-
taler Sieg über den Feind mißdeutet Die ge-
forderte „Vernichtung“ der ersten operativen
Angriffsstaffel des Gegners, d. h. seiner front-
nah operierenden Armeen (also die Mindest-
voraussetzung erfolgreicher Vorneverteidi-
gung), wird fälschlich als angebliche Forde-
rung nach der Vernichtung der gesamten
Streitkräfte des Warschauer Pakts ausgege-
ben.
— Der im FM 100-5 mit dem Konzept des „er-
weiterten Gefechtsfeldes" (extended battle-
field") beschriebene Angriff „in die Tiefe“, in
das „rückwärtige Gebiet" des Gegners, wird
als großangelegte raumgreifende Offensive
mit Landstreitkräften tief nach Osteuropa
hinein ausgegeben, obgleich aus Text und
schematischen Illustrationen der Vorschrift
eindeutig hervorgeht, daß es in Wirklichkeit
nur um die „operative Tiefe" der angreifenden
gegnerischen Armeen, d. h. um einen Raum
von maximal 100 bis 150 km Tiefe geht
Ferner ist klar erkennbar, daß nach der Air-
Land-Battle-Doktrin im rückwärtigen Teil
dieses Raumes vor allem die eigenen Luft-
streitkräfte mit Feuer wirken sollen (Ge-
fechtsfeldabriegelung), während sich die Rolle
der Landstreitkräfte dort auf Kommandoun-
ternehmen kleinerer Sondereinheiten, Luft-
landeeinheiten und dergleichen beschränkt.
Etwaige Angriffe der eigenen schweren Hee-
resverbände richten sich zunächst und vor al-
lem in die „taktische Tiefe" der angreifenden
gegnerischen Divisionen der ersten Staffel,
d. h. bis in eine Tiefe von maximal 30 bis 70
km vor dem vorderen Rand der eigenen Ver-
teidigung (VRV).
Wenn man in illustrativer Absicht dieses Ele-
ment der AirLand-Battle-Vorschrift auf den
NATO-Abschnitt Mitteleuropa überträgt,
würde dies bedeuten, daß der sogenannte
„deep attack“ der AirLand Battle mit Opera-
tionen der eigenen Kampftruppen das Gebiet
der DDR und der ÖSSR nur marginal erfassen
würde. Der in den Verteidigungsplänen der
NATO-Divisionen vorgesehene VRV läge zu-
dem nicht unmittelbar an der Grenzlinie, son-
dern in unterschiedlicher Entfernung hinter
der sogenannten Verzögerungszone im Ge-
biet der Bundesrepublik.
Für die tatsächliche oder scheinbare Sorge
der Kritiker des FM 100-5 vor einer „Offensiv-
strategie" bietet die Vorschrift folglich keinen
Grund. Deren Konzept des lediglich unter-
stützenden .Angriffs in die Tiefe" beschränkt
sich auf einen operativ-taktischen Kontext, in
dem begrenzte Kräfte (in der Regel Bataillone,
Brigaden oder Divisionen) in begrenzten,
frontnahen Räumen mit begrenztem Auftrag

kämpfen. Das Konzept stellt also nicht die
Vorneverteidigung der NATO in Frage, son-
dern beschreibt vor allem eine spezifische
Taktik der Vorneverteidigung, die im übrigen
den Auffassungen der Bundeswehr sehr viel 
näher liegt als die vormalige US-Army-Dok-
trin der „Active Defense".

Auch die Behauptung der Kritiker, die Air-
Land-Battle-Doktrin sehe einen vorbeugen-
den Angriff oder sogar eine präventive Ag-
gression amerikanischer Streitkräfte vor,
stützt sich auf Fehlinterpretationen. Das FM
100-5 stellt lediglich fest, daß der (im be-
schriebenen Sinne gemeinte) .Angriff in die
Tiefe" gegen die nachfolgende Staffel der Ver-
stärkungskräfte erfolgen sollte, bevor diese in
das zu diesem Zeitpunkt bereits geführte Ge-
fecht an der Front eingreifen können. Dies
bedeutet also, daß nach einem gegnerischen
Angriff das eigentliche Verteidigungsgefecht
möglichst frühzeitig durch Abriegelungsan-
griffe unterstützt werden sollte. Auch die im
FM 100-5 an einer Stelle erwähnten Angriffe,
die einem bevorstehenden Angriff des Geg-
ners auf Ziele im eigenen rückwärtigen Ge-
biet zuvorkommen würden („preemptive
strikes") oder die mehrfach genannten An-
griffsaktionen gegen gegnerische Kräfte in
der Bereitstellung („spoiling attacks") betref-
fen eindeutig nicht die strategische Frage des
Kriegsbeginns, sondern beschreiben Typen
von Operationen, auf die der taktische Be-
fehlshaber im Rahmen seines jeweiligen Ver-
teidigungs-, Angriffs- oder Verzögerungsauf-
trags zurückgreifen kann.
— Alle dargestellten Irrtümer hinsichtlich
der tatsächlich gemeinten Operationsziele,
-arten, -räume, Kräfte und Mittel übertragen
die Kritiker der AirLand-Battle-Doktrin auch
auf deren Aussagen zur Gefechtsführung un-
ter nuklearen und chemischen Bedingungen.
Obgleich — wie oben erwähnt — diese Aus-
sage bei Anwendung im NATO-Kontext aus-
drücklich der Konkretisierung und der Ein-
schränkung nach Maßgabe übergeordneter
politisch-strategischer Weisungen, Planungen
und Entscheidungen der NATO-Regierungen
und Kommandobehörden unterworfen wer-
den, entsteht auf diese Weise der unzutref-
fende Eindruck, als sollte diese Doktrin künf-
tig die nukleare Gesamtstrategie der NATO
bestimmen und ersetzen. In Wirklichkeit be-
trifft sie jedoch nur einen Teil der von der
NATO erwogenen und vorbereiteten nu-
klearen Einsatzoptionen, nämlich ausschließ-
lich die Kategorie des nuklearen Gefechts-
feldeinsatzes.
Diese Tatsache wird fälschlich als Absicht der
amerikanischen Politik interpretiert, die nu-



kleare Komponente der „flexible response“-
Strategie vollständig auf die Perspektive der
„nuklearen Feldschlacht" zu reduzieren. In-
dessen verdeutlichen bereits die Stationie-
rung moderner amerikanischer Mittelstrek-
kenraketen in Westeuropa und die Entschei-
dung der NATO, die Zahl ihrer Nuklearwaf-
fen im Kurzstreckenbereich erheblich zu re-
duzieren, daß diese Einschätzung fehlgeht. Es
ist im Gegenteil zu erkennen, daß die politi-
sche und militärische Führung der NATO —
unter Einschluß der amerikanischen Seite —
seit geraumer Zeit die Bedeutung des nuklea-
ren Gefechtsfeldpotentials für die NATO-
Strategie eher relativieren, ohne allerdings
seinen spezifischen Beitrag zur Verstärkung
der Vorneverteidigung zu verkennen.

Ein weiteres entscheidendes Mißverständnis
liegt darin, daß die Forderung der AirLand-
Battle-Doktrin nach der Fähigkeit amerikani-
scher Korps und Divisionen, im Falle einer
politischen Freigabe verzugslos nukleare und
chemische Waffen als wirksame Elemente
des „integrierten Gefechtä' („integrated battle-
field") einzusetzen, im Sinne einer strategi-
schen Festlegung auf einen nahezu automa-
tisch erfolgenden frühzeitigen nuklearen und
chemischen Ersteinsatz aufgefaßt und dar-
stellt wird. Dabei wird erstens übersehen, daß
der Ersteinsatz chemischer Waffen für die
Vereinigten Staaten ausgeschlossen bleibt.
Zweitens wird der Begriff der „Integration"
mißverstanden. Er besagt u. a., daß durch ent-
sprechende Vorbereitungen die Notwendig-
keit erübrigt werden soll, vor oder bei dem
Wechsel von konventionellen zu nuklearen
und chemischen Gefechtsbedingungen Um-
stellungen bei den eigenen Truppen vorzu-
nehmen, die eine Unterbrechung der Opera-
tionen bewirken, dem Gegner unbeabsichtigt
Indikatoren liefern und folglich zu gesteiger-
ter Gefährdung der Truppe führen müßten.
Die an diesem Ziel orientierte Forderung
nach permanenter Integration von Aufklä-
rung, Planung, Einsatzführung etc. hebt je-
doch das Prinzip der politischen Kontrolle
über den Einsatz nuklearer Waffen („die
Schwelle") nicht auf — wie das FM 100-5
mehrfach verdeutlicht. Sie bedeutet also
keine „Konventionalisierung“ dieser Waffen.

Allerdings fordern in diesem Falle mehrere
Passagen des FM 100-5 und ihm vorausgehen-

. der Diskussionspapiere aus dem Training and
Doctrine Command derartige Mißverständ-
nisse heraus: Zum einen werden der generel-
len Forderung nach bestmöglicher Integra-
tion und Synchronisation des Gefechts nach
den Grundsätzen der AirLand-Battle-Doktrin
schematisch alle in Frage kommenden Mittel

zugeordnet, ohne bei deren Aufzählung je-
weils konventionelle sowie nukleare und che-
mische Waffen und Einsätze voneinander zu
unterscheiden. Außerdem zeigen die Texte
eine Tendenz, in technisch verengter Per-
spektive nukleare und chemische Waffen we-
gen ihrer unter Umständen erheblich stärke-
ren militärischen Wirkung als bevorzugte
Kampfmittel erscheinen zu lassen. Dieser Ein-
druck wird dadurch verstärkt, daß mehrfach
generalisierend vom „modernen" oder „näch-
sten Gefechtsfeld" die Rede ist, auf dem alle
verfügbaren Kampfmittel und -methoden ein-
gesetzt werden würden. Derartige Aussagen
stellen somit die Möglichkeit des nuklearen
und chemischen Gefechtsfeldeinsatzes quasi
als Normfall dar. Hierbei mag die im militä-
rischen Bereich verbreitete Neigung eine
Rolle spielen, die eigenen Vorbereitungen an
den vorstellbar schwierigsten Herausforde-
rungen und Bedingungen auszurichten.
Jedoch steht diese undifferenzierte Darstel-
lungsweise zweifellos in Kontrast zur Vorbe-
merkung des FM 100-5 selbst, derzufolge die
Verwendung konventioneller Waffen betont
wird. Sie weicht gleichfalls von der katego-
rialen Unterscheidung nicht-nuklearer und
nuklearer Waffen in der amerikanischen Mi-
litärstrategie ab. Sie ignoriert vor allem das
unveränderte leitende Interesse der amerika-
nischen Politik, durch die Verstärkung kon-
ventioneller Streitkräfte die Abhängigkeit
vom möglichen Einsatz nuklearer Waffen zu
verringern. Und sie scheint sogar die ur-
sprüngliche und eigentliche Motivation der
Autoren der AirLand-Battle-Doktrin in ihr
Gegenteil zu verkehren, durch eine optimale
taktische Umsetzung leistungsgesteigerter
konventioneller Militärtechnik dem wahrge-
nommenen Zwang der NATO zum frühzeiti-
gen Nukleareinsatz zu entgehen.
Diese Widersprüche und Unklarheiten in der
Formulierung des Konzepts des „integrated
battlefield" sind aus deutscher Sicht beunruhi-
gend. Und die Vorbehalte der Bundesregie-
rung heben vor allem auf diesen Bereich ab.
Allerdings können auch diese Mängel des
FM 100-5 in keiner Weise eine Kritik dieser
Vorschrift als vermeintliche „nukleare Offen-
sivstrategie" der USA für Europa rechtferti-
gen.

Die zweite Problemebene der Kritik führt
über die dargestellten spezifischen Irrtümer
und Verzerrungen hinaus und betrifft in ge-
nereller Weise zusammen mit der AirLand-
Battle-Doktrin auch die Grundlagen der gülti-
gen Strategie der NATO und der bisherigen
deutschen Sicherheitspolitik. Dabei ist ver-
blüffend, daß unter Berufung auf „das deut-



sehe Sicherheitsinteresse" vor allem solche
Elemente der NATO-Strategie und -Planung
angegriffen werden, die ursprünglich auf
deutsche Vorstellungen und Forderungen an
das Bündnis zurückgehen und seit den. fünfzi-
ger Jahren von allen Bundesregierungen im
Namen des deutschen Sicherheitsinteresses
— vor allem gegen abweichende Auffassun-
gen der USA — durchgesetzt werden konn-
ten. Dies gilt vor allem für folgende Positio-
nen:

— Festlegung auf eine grenznah geführte
Vorneverteidigung ohne nennenswerte Auf-
gabe von Raum — trotz der damit verbunde-
nen operativen Probleme —, um Zerstörun-
gen auf dem Gebiet der Bundesrepublik mög-
lichst gering zu halten;

— keine Beschränkung der Kampfeinsätze
der NATO auf das eigene Gebiet, weil da-
durch die Risiken und Kosten einer Agres-
sion ausschließlich derem Opfer auferlegt
würden. Statt dessen die Bereitschaft zur geo-
graphischen Ausweitung der eigenen Opera-
tionen über das engere Gefechtsfeld hinaus in
die Tiefe des gegnerischen Hinterlandes, vor
allem im Falle der Notwendigkeit nuklearer
Einsätze;

— keine Festlegung auf eine ausschließlich
konventionelle Verteidigung, sondern die Ab-
stützung auf ein lückenloses Spektrum der
Eskalation auch mit atomaren Waffen;
— keine Festlegung auf eine „hohe Schwelle"
zum nuklearen Einsatz, sondern die konzep-
tionelle Bindung dieser Entscheidung an die
Stabilität der Vorneverteidigung. Ein etwai-
ger Ersteinsatz müßte erfolgen, bevor die
NATO-Streitkräfte abgekämpft wären und
der Zusammenhang der grenznahen Verteidi-
gung gefährdet wäre, d. h. unter Umständen
frühzeitig;
— Festlegung auf den Versuch einer raschen
Kriegsbeendigung mit dem ersten Abwehrer-
folg, um einen zerstörerischen Krieg längerer
Dauer auszuschließen.
Nachdem auf amerikanischer Seite diese tra-
ditionellen deutschen Forderungen schließ-
lich akzeptiert und als Rahmenbedingungen
für die Entwicklung der AirLand-Battle-Dok-
trin zugrunde gelegt worden sind, muß es ei-
genartig berühren, wenn letztere in der Bun-
desrepublik zum Anlaß genommen wird, um
den USA eine „erstaunlich unbefangene Miß-
achtung europäischer Bündnisinteressen" vor-
zuwerfen ).20

IV. NATO-Strategie und AirLand-Battle-Doktrin

Manche deutsche Kritiker sehen für die Air-
Land-Battle-Doktrin das Kriterium einer
„Kriegführungsstrategie" schon deswegen er-
füllt, weil das FM 100-5 beschreibt, wie nach
möglichem Scheitern der Abschreckung mili-
tärische Operationsaufträge mit militärischen
Mitteln durchgeführt werden sollen, statt die
kommandierenden Generäle der Korps über
die Notwendigkeit der Vorrangigkeit der
Aufgabe politischer Kriegsverhinderung zu
belehren. Das Kriterium einer „Offensivstrate-
gie" trifft für sie bereits deswegen zu, weil
grenzüberschreitende Einsätze eigener Luft-
streitkräfte und Gegenangriffe mit Heeres-
verbänden auch auf gegnerisches Territorium
vorgesehen sind. Und ihr Urteil einer „nuklea-
ren Kriegführungsstrategie“ sehen sie bereits
dadurch bestätigt, daß überhaupt der Einsatz
atomarer und chemischer Waffen gegen mili-
tärische Ziele vorgesehen wird.
Gewiß beruhen diese Urteile auch auf den
beschriebenen fundamentalen Fehleinschät-
zungen des Charakters der AirLand-Battle-
Doktrin. Hinzu tritt allerdings eine weitge-
hende Unkenntnis der gültigen westlichen
Strategie und Verteidigungsplanung. Hinge-
gen bleibt festzustellen, daß selbstverständ-

lich auch die Führungs- und Einsatzgrund-
sätze der NATO-Streitkräfte und die Opera-
tionspläne ihrer Verbände seit jeher darauf
abstellen, im Verteidigungsfall politisch be-
stimmte (und begrenzte) militärische Ziele zu
erreichen. Selbstverständlich sehen sie vor,
dabei auch das tief gestaffelte Offensivpoten-
tial des Warschauer Pakts auf dessen Territo-
rium zu bekämpfen (vor allem: Abriegelung in
der Tiefe, Kampf gegen feindliche Luftstreit-
kräfte am Boden und Gefechtsfeldabriegelung
mit konventionellen oder — falls erforderlich
und politisch genehmigt — auch mit nuklea-
ren Einsatzmitteln).
Ferner sieht die NATO seit Jahrzehnten vor,
ihre Vorneverteidigung mit Landstreitkräften
in Mitteleuropa taktisch und operativ beweg-
lich, d. h. auch mit Gegenangriffen zu führen.
Dabei sind Grenzüberschreitungen in den
Verteidigungsplänen der NATO nicht vorge-
sehen, dürften jedoch im taktischen Rahmen
im Einzelfall nicht prinzipiell ausgeschlossen
sein. Und schließlich bereitet die NATO im
Rahmen ihres strategischen Konzepts der
„vorbedachten Eskalation" begrenzte nukleare



Einsatzoptionen gegen militärische Ziele vor,
unter anderem auch solche mit taktischer
oder operativer Wirkung zur Unterstützung
der Vorneverteidigung auf dem Gefechtsfeld.
Trotzdem wäre es sachlich ungerechtfertigt,
aus diesen Merkmalen für die NATO-Strate-
gie (oder für die angebliche AirLand-Battle-
„Strategie") die oben dargestellten abwegigen
Schlüsse zu ziehen.

Die NATO-Strategie ist vielmehr auf ein de-
fensives politisches Kriegsziel ausgerichtet:
die Bewahrung und Wiederherstellung terri-
torialer Integrität und die Beendigung des
Krieges in möglichst kurzer Zeit und auf mög-
lichst niedriger Ebene der Gewalt und Zerstö-
rung. Dieses politische Ziel soll durch politi-
sche und militärische Einwirkung auf Wahr-
nehmung und Willen der gegnerischen politi-
schen und militärischen Führung erreicht
werden. Diese soll erkennen, daß sie ihre
Ziele gegen den Widerstand der NATO nicht
durchsetzen kann, ohne unverhältnismäßig
hohe Risiken politischer und militärischer
Art einzugehen. Die NATO strebt also mit
ihren militärischen Operationen keinen end-
gültigen militärischen Sieg an, sondern die
möglichst rasche politische Entscheidung der
WP-Führung zur Kriegsbeendigung unter für
die NATO annehmbaren Bedingungen.

Hierfür stützt sie sich auf ein defensives Kon-
zept der Vorneverteidigung mit Landstreit-
kräften, das sich von der Strategie des War-
schauer Pakts, die auf die schnelle, raumgrei-
fende Offensive auf NATO-Territorium aus-
gerichtet ist, grundsätzlich unterscheidet.
Diese auf eigenem Gebiet geführte Vornever-
teidigung der NATO würde unterstützt durch
offensive Operationen ihrer Luftstreitkräfte
und weitreichender bodengestützter Artille-
rie- und Raketen-Systeme zur Bekämpfung
der gestaffelt nachrückenden gegnerischen
Verstärkungsverbände vor deren Eintreffen
an der Front sowie der für den Transport und
Versorgung erforderlichen Infrastruktur im
Warschauer Pakt-Bereich etc.

Etwaige nukleare Einsätze der NATO würden
mit der dargestellten politischen Zielsetzung
der Einwirkung auf die gegnerische Führung
erfolgen. Hierzu könnten betont eskalatori-
sehe Einsätze dienen, die dem sowjetischen
Oberkommando unmittelbar das Risiko der
Steigerung zum allgemeinen, strategisch ge-
führten Atomkrieg zu Bewußtsein bringen
würden. Es könnte unter Umständen auch er-
forderlich sein, durch militärisch wirksame
nukleare Einsätze der sowjetischen Führung
die Erwartung eines sicheren raschen Erfolgs
ihrer Offensive zu zerstören, um dieses politi-

sche Ziel zu erreichen21). Sollte die NATO
atomare Waffen einsetzen, so im Rahmen von
Beschränkungen und unter strikter politi-
scher Kontrolle, zu deren Sicherung im Bünd-
nis besondere Anforderungs-, Freigabe- und
Konsultationsverfahren entwickelt worden
sind.
Obgleich sich alle konkreten, spezifischen
Aussagen der AirLand-Battle-Vorschrift zur
Erläuterung der allgemeinen Grundsätze der
Doktrin in den taktischen Rahmen des
NATO-Konzepts der Vorneverteidigung ein-
fügen lassen, entstehen Probleme daraus, daß
der Anspruch dieser Doktrin über den Be-
reich der Taktik hinausreicht. Er erfaßt zu-
mindest definitorisch auch die Ebene der ope-
rativen Führung („the operational level of
war“). Deren Aufgabe wird darin gesehen, Ge-
fechte taktischer Verbände derart zu lenken
und zu nutzen, daß Bewegungen größerer
Heeresverbände (Korps, Armeen) möglich
werden, um auf diese Weise innerhalb des
jeweiligen Operationsgebiets eine strategisch
vorteilhafte Lage und einen erfolgreichen Ab-
schluß des gesamten Feldzuges („campaign")
zu erreichen. Obgleich die AirLand-Battle-
Vorschrift den von der Doktrin gesetzten
theoretischen Anspruch, das Feld zwischen
den Ebenen der Taktik und der Strategie aus-
zufüllen, praktisch nur für den operativ-takti-
schen Ausschnitt einlöst, nehmen die meisten
Kritiker diesen Anspruch ernst und projizie-
ren ihn in der dargestellten Weise irrtümlich
als operativ-strategische Bedeutung in den
taktischen Kontext der Vorschrift hinein.
Außerdem assoziieren sie die auf diese Weise
gewonnenen- „Beweise“ für eine angebliche
Offensivstrategie mit einer entsprechenden
Interpretation von Aussagen, die im Zusam-
menhang mit der Entwicklung der Doktrin
stehen und — in Verbindung mit der Bedeu-
tung von Initiative und offensiver Kampffüh-
rung — das Erfordernis eines „Sieges" hervor-
heben. Hauptquelle hierfür ist eine Broschüre
des Training and Doctrine Command vom
März 1981, mit deren Hilfe die Grundzüge der
AirLand-Battle-Doktrin bekannt gemacht und
zur Diskussion gestellt worden sind22). In die-
ser Schrift wird es als Lehre aus der Ge-
schichte bezeichnet, daß Streitkräfte, wenn
sie von der politischen Führung in Verfolg
politischer Ziele eingesetzt würden, irgendei-
nen militärischen Erfolg erringen müßten
(„win something“). Andernfalls gebe es keine
Grundlage, auf der die politische Führung mit
politischer Erfolgsaussicht verhandeln könne



(„bargain to win politically"). Deswegen könne
der Zweck militärischer Operationen nicht le-
diglich darin bestehen, eine Niederlage abzu-
wenden, sondern es gehe darum zu siegen („to
win"). Im NATO-Bereich, im Mittleren Osten
und in Korea müsse die Verteidigungsstrate-
gie der USA („our defensive strategy") einen
„definierbaren, erkennbaren (obgleich viel-
leicht begrenzten) Sieg des Verteidigers vor-
sehen". Der Führung der Gegenseite müsse
klar zu verstehen gegeben werden, daß es,
falls sie sich zum Angriff entschließen würde
(„move militarily"), keine Wiederherstellung
des Status quo ante bellum geben werde, son-
dern daß die von ihr geschaffene Lage zu
neuen Bedingungen geregelt werde („resolved
on new terms").
Bezeichnen diese Aussagen, wie die Kritiker
behaupten, eine offensive militärische Sieg-
strategie der USA? Liest man sie im Kontext,
so wird die oben bereits angedeutete Be-
grenztheit des postulierten „Sieges" deutlich.
Es geht darum, die Gefechte gegen die Divi-
sionen der angreifenden gegnerischen Ar-
meen erster Staffel mit der AirLand-Battle-
Taktik rasch zu entscheiden, bevor die nach-
rückenden Armeen der zweiten operativen
Staffel in den Kampf eingreifen können. Die-
ser schnelle Anfangserfolg der Verteidigung
soll Bedingungen schaffen, die es der politi-
schen Führung der USA erlauben würden, mit
ihren Gegnern aus einer starken Position zu
verhandeln23).
Ziel der eigenen Operationen ist also nicht
die vollständige militärische Niederwerfung
des Gegners, sondern die Desorganisierung
des von diesem geplanten Angriffsablaufs.
Die rasche Zerschlagung seiner ersten opera-
tiven Staffel soll der eigenen Seite die Verle-
gung entlasteter Kräfte in Positionen ermögli-
chen, von denen aus Druck auf Schwachstel-
len des gegnerischen Dispositivs ausgeübt
werden könnte. Auf diese Weise soll die Ge-
genseite vor die Wahl gestellt werden, ihre
Offensive abzubrechen oder bei deren Fort-
setzung eine weitreichende Niederlage zu ris-
kieren24). General Otis, Amtschef des TRA-
DOC, hat es als hauptsächliche Aufgabe für
die operative Ebene bezeichnet, einen „relati-

2 b: J. S. Doerfei, The Operational Art of the Air-
Land Battle, in: Military Review, Vol. LXII, No. 5
(May 1982), S. 3—10 (9 f.).

25) Unter dem Titel „The Operational Level of War“
in einer Broschüre des TRADOC, o.J. (wahrschein-
lich 1982), S. 2f.
26) J. S. Doerfei (Anm. 24), S. 10.

ven Positionsvorteil' gegenüber dem Feind zu
erreichen und „indirekte Druckwirkungen" zu
schaffen. Ziel sei es, den Gegner zu schlagen
(„defeating") und im Operationsgebiet strategi-
sche Ziele zu erreichen, wobei die Niederlage
des Gegners („defeat of the enemy") auf mehr-
fache Weise bewirkt werden könne: dadurch,
daß man ihn davon überzeugt, nicht gewinnen
zu können, daß man ihn zur Einstellung des
Konflikts bewegt oder daß man seine Waffen
und Streitkräfte zerstört25).
Die Autoren der AirLand-Battle-Doktrin set-
zen offensichtlich — auch hierin in Überein-
stimmung mit der NATO-Strategie — für den
Fall einer Auseinandersetzung mit der
UdSSR auf eine Kriegsbeendigung mit politi-
schen Mitteln, d. h. durch Verhandlungen. Sie
orientieren sich an der Notwendigkeit, den 
ersten Abwehrerfolg zu erzielen, um dadurch
die sowjetische Offensive bereits im Ansatz
zu brechen und deren Fortsetzung zu entmu-
tigen. Weitergehende Vorstellungen eines
militärischen Sieges, etwa als Ergebnis einer
Offensive in die Tiefe Osteuropas, sind bei
ihnen nirgends zu erkennen. Allerdings gibt
es im Kreis der Autoren Zweifel, ob die in der 
AirLand-Battle-Vorschrift behandelten Offen-
sivoperationen der amerikanischen Streit-
kräfte, die ausnahmslos im Rahmen des Korps
bleiben, wegen ihrer geringen Tiefe und ihres
geringen Umfangs ausreichen würden, um
auch nur diesen begrenzten operativen Erfolg
zu erreichen. Möglicherweise könne der so-
wjetische Befehlshaber die angegriffene Ar-
mee einfach opfern, um mit seinen übrigen
Armeen die Offensive gegen andere Korps
der NATO in der Erwartung fortzusetzen,
dort den Durchbruch zu erzielen und dabei
das vorgestoßene US-Korps einzuschlie-
ßen26).
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die
AirLand-Battle-Doktrin nach ihrem Wortlaut
und der Kommentierung durch ihre Autoren
keineswegs den Charakter einer „Offensiv-
strategie" aufweist, die die sowjetische Posi-
tion in Osteuropa militärisch gefährden soll
oder kann. Vielmehr reflektiert diese Doktrin 
das Problem der USA (und ihrer NATO-Ver-
bündeten) in Europa, sich im Kriegsfall gegen
einen offensiv operierenden, quantitativ über-
legenen Gegner verteidigen zu müssen, ohne
dabei nennenswerten Raum aufgeben zu kön-
nen und einen langwierigen Kampf führen zu
wollen. Die AirLand-Battle-Taktik fügt sich
den Rahmenbedingungen dieser Defensiv-



Strategie ein. Sie ist unter anderem als Ver-
such zu verstehen, bisherige Schwächen
der NATO-Vorneverteidigung auszuräumen,
ohne die Grundlagen dieses Konzepts und
der NATO-Strategie der „flexible response“ in
Frage zu stellen. Diese Übereinstimmung im
Grundsätzlichen wird auch in der bereits er-

wähnten Version des AirLand-Battle-2000-
Konzepts deutlich. Dort wird als strategisches
Operationsziel auf dem europäischen Schau-
platz definiert, „einen quantitativ überlegenen
Gegner nahe der Grenze zum Stehen zu brin-
gen und ihn darauffolgend zum Rückzug zu
zwingen“27).

Es war nicht die Absicht dieser Arbeit, die
AirLand-Battle-Doktrin und die auf ihr beru-
hende Führungsvorschrift der US Army von
Kritik auszunehmen. Dafür gibt es keinen
Grund, denn sie enthalten durchaus Aussa-
gen, Einschätzungen und Empfehlungen, die
mit kritischen Vorbehalten gesehen werden
müssen. Ferner ist offensichtlich, daß Unklar-
heiten und mißverständliche Formulierungen
in den einschlägigen Texten in Verbindung
mit dem verwirrenden Charakter des ameri-
kanischen politischen Prozesses und mit der
strategischen Programmatik der regierenden
konservativen Republikaner Anlaß für Fehl-
deutungen bieten. Die Absicht lag indessen
nur darin, die Haltlosigkeit jener Mißdeutun-
gen und jener im wahrsten Sinne des Wortes
maßlosen Kritik zu erweisen, die in der Bun-
desrepublik einmal mehr die Strategiedebatte
verzerrt und die mehr über deren eigene Mi-
sere aussagt als über den kritisierten Gegen-
stand.
Sollte man für diese Debatte ein übergreifen-
des Charakteristikum bezeichnen, so böten
sich die Begriffe der Verdrängung oder Reali-
tätsverweigerung an. Wie anders wäre zum
Beispiel zu erklären, daß — nicht etwa als
akademisches Gedankenspiel, sondern mit al-
len Anzeichen ernsthafter politischer Beunru-
higung — in der Bundesrepublik die Behaup-
tung debattiert wird, die NATO solle von den
USA auf eine militärische Offensivstrategie
gegenüber der UdSSR festgelegt werden, ob-
gleich doch materiell und politisch für die
NATO die allenthalben geforderte „struktu-
relle Nichtangriffsfähigkeit“ längst und unab-
änderlich feststeht. Und falls zu dieser einfa-
chen Einsicht eine nüchterne Betrachtung
des regionalen militärischen Ost-West-Kräf-
teverhältnisses und seiner mittelfristigen Ent-
wicklungstrends noch nicht ausreichen sollte,
so müßte jedenfalls ein Blick auf die Kom-
mandostruktur der NATO, auf die Dislozie-
rung und Planung ihrer multinationalen Ver-
bände sowie auf die Art der erforderlichen
Mitwirkung der Verfassungsorgane in allen
beteiligten NATO-Ländern am Prozeß der

V. Schlußbemerkung

Alarmierung und Mobilisierung der Bündnis-
streitkräfte von dieser Defensivstrategie
überzeugen.
Es ist an dieser Stelle nicht möglich, den kom-
plizierten Prozeß nachzuzeichnen, der in der
Bundesrepublik in den letzten Jahrzehnten
dazu geführt hat, daß offensichtlich kritische
Aspekte der deutschen Sicherheitslage durch
zweckbestimmte Interpretationen und Stili-
sierungen der NATO-Strategie verdeckt wor-
den sind28). Diese Vereinfachungen haben in
der Öffentlichkeit den Charakter nahezu dog-
matischer Sätze angenommen. Dies gilt zum
Beispiel für die falsche kategoriale Entgegen-
setzung von ,Abschreckungs"-/„Kriegverhü-
tungsstrategie" und „Kriegführungsstrategie",
die verkennt, daß die NATO-Strategie in
Wirklichkeit beide Seiten in einem dialekti-
schen Ziel-Mittel-Zusammenhang begreift.
Ein weiteres Beispiel bietet die übermäßig
vereinfachende Einordnung atomarer Waffen
als angeblich nur „politische Waffen" der Ab-
schreckung.
Die Verdrängung aller operativen Erforder-
nisse und Probleme militärischer Sicherheits-
politik aus der öffentlichen Debatte hat dazu
geführt, daß militärischer Sachverstand weit-
gehend im Bereich der Regierung monopoli-
siert ist. Folglich besteht eine Kluft zwischen
dem einschlägigen Problembewußtsein der
offiziellen Politik und jenem der Öffentlich-
keit, die auf der Gültigkeit der gewohnten
Vereinfachungen und Entlastungen beharrt.
Die offizielle Politik hingegen steht vor dem
Dilemma, daß die Verschlechterung der stra-
tegischen Rahmenbedingungen aufgrund der
sowjetischen Aufrüstung und deren Reflexion
in der amerikanischen Strategiedebatte die



bisherige Form der öffentlichen Darstellung
zunehmend brüchig erscheinen lassen, An-
sätze zu deren Anpassung an die schwierige
und widersprüchliche Wirklichkeit jedoch er-
hebliche politische Widerstände hervorrufen.

Wie bereits die Kontroverse über die Statio-
nierung amerikanischer Mittelstreckenrake-
ten fällt auch die gegenwärtige Debatte um
die AirLand-Battle-Doktrin in diese unsichere
Übergangsphase der deutschen Sicherheits-
politik. So kann es geschehen, daß Kritiker
dieser Doktrin subjektiv überzeugt in ihr eine
Entfernung der amerikanischen Politik von
der gültigen NATO-Strategie wahrnehmen,
obgleich dieser Eindruck in Wirklichkeit vor
allem ihre eigene Entfernung von dieser Stra-
tegie und von der langjährigen stetigen Poli-
tik deutscher Bundesregierungen in der
NATO anzeigt.

Es wird daher in den kommenden Jahren dar-
auf ankommen, in der Sicherheitsdebatte der
Bundesrepublik eine schrittweise Annähe-
rung an die politisch-strategische Realität zu
vollziehen, statt sich weiterhin in ideale Si-
cherheits- und Strategiemodelle zu flüchten.
Deren augenblickliche Popularität bestätigt
erneut die Wahrheit der Beobachtung, daß
Deutsche fest auf beiden Beinen in den Wol-
ken zu stehen lieben. Zumindest aber die po-
litischen Eliten müssen die Dilemmata der Si-
cherheitslage der Bundesrepublik und die
daraus resultierende Widersprüchlichkeit
deutscher Sicherheitspositionen endlich wie-
der zur Kenntnis nehmen und in einer infor-
mierten Debatte verarbeiten, statt — wie es
zum Teil immer noch geschieht — Frustratio-
nen und Ängste in Form eines geradezu para-
noiden „Feindbildes" auf den amerikanischen
Verbündeten zu übertragen.



Dieter S. Lutz

„Sternenkrieg", Weltraumrecht und Rüstungssteuerung

. Falls die Sowjetunion auf unsere Bemühungen eingeht, eine deutliche Ver-
minderung der Waffen zu erreichen, werden wir die Stabilisierung des Atom-
waffen-Gleichgewichts erreicht haben. Dennoch werden wir uns weiter auf das
Gespenst der Vergeltung — auf gegenseitige Drohung verlassen müssen, und
das wirft schon ein trauriges Licht auf die Menschheit.
Wäre es nicht besser, Menschenleben zu retten, als sie zu rächen?Sind wir unfä-
hig, unsere friedlichen Absichten zu demonstrieren, indem wir all unsere Fähig-
keiten und unsere Erfindungsgabe einsetzen, um eine wirklich dauerhafte Stabi-
lität zu erreichen? ich glaube doch, daß wir dies können, ja sogar müssen. Was
wäre, wenn freie Menschen in dem Bewußtsein leben könnten, daß ihre Sicher-
heit nicht von der Drohung eines umgehenden amerikanischen Vergeltungs-
schlags zurAbschreckung eines sowjetischen Angriffs abhängt — daß wir fnter-
kontinentalraketen abfangen und vernichten können, noch ehe sie unser Gebiet
oder das unserer Verbündeten erreicht haben?
Leh weiß, daß dies eine gewaltige technische Aufgabe ist, eine Aufgabe, die mög-
licherweise nicht vor Ende dieses Jahrhunderts bewältigt werden kann. Doch
hat die Technikjetzt einen so hohen Stand erreicht, daß es angemessen scheint,
diese Anstrengungen jetzt zu unternehmen...
Angesichts dieser Überlegungen rufe ich die Wissenschaftler, die uns die Atom-
waffen bescherten, dazu auf, ihre großartigen Talente in den Dienst der Mensch-
heit und des Weltfriedens zu stellen und uns Mittel an die Hand zu geben, die
diese Atomwaffen wirkungslos und überflüssig machen ... Leh erteile den Auf-
trag, in umfassenden und intensiven Anstrengungen ein langfristiges For-
schungs- und Entwicklungsprogramm mit dem Fernziel zu erstellen, daß die von
den Atomraketen ausgehende Bedrohung beseitigt wird. Das könnte den Weg
zu Rüstungskontroll-Maßnahmen mit dem Ziel ebnen, die Waffen selbst zu
beseitigen.“ US-Präsident Ronald Reagan, 23. März 1983

I. Die Militarisierung des Weltraumes

Das Interesse am Himmel, an den Sternen,
insbesondere am Mond, und damit am Welt-
raum ist wohl so alt wie die Menschheit
selbst Das Abenteuer des Fliegens, einge-
schlossen der Vorstoß in das All, ist ein jahr-
tausendealter Menschheitstraum. Erst aber
die allerjüngste Neuzeit lieferte die wissen-
schaftlichen und technologischen Hilfsmittel,
diesen Traum zu verwirklichen, den For-
schungsdrang des Menschen auch in bezug
auf den Kosmos zu befriedigen.

1. Zur jüngsten Geschichte der Raumfahrt
Als Beginn der Raumfahrt-Ära können die
fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts gelten ).
Mit Blick auf das anstehende Internationale

Geophysikalische Jahr2) 1957/58 hatte der da-
malige US-Präsident Dwight D. Eisenhower
offiziell bekanntgeben lassen, daß die Verei-
nigten Staaten einen künstlichen Satelliten
entwickeln würden, der wissenschaftliche
Messungen durchführen solle. Kurze Zeit dar-
auf trat die Sowjetunion mit ähnlichen Plänen
an die Öffentlichkeit. Der Wettlauf in den
Weltraum — besser gesagt: um seine Nut-
zung — hatte begonnen.
Wider Erwarten und zur Bestürzung der west-
lichen Welt waren es jedoch Mitte der fünfzi-
ger Jahre nicht die USA sondern die Sowjet-
union, die diesen Wettlauf in das All zu ge-
winnen schien: Am 4. Oktober 1957 startete



die UdSSR Sputnik I. Hatte dieser erste
künstliche Erdtrabant auch nur ein Gewicht
von 83, kg bei einem Durchmesser von 58 cm
und einer Funktionsdauer von nur etwas
mehr als drei Wochen bei einer Lebensdauer
von 92 Tagen,

6

so ist gleichwohl das Schlag-
wort „Sputnik-Schock" bis heute unvergessen.
Bereits zwei Wochen nach dem Start von
Sputnik I gelang es der Sowjetunion, ihren
Vorsprung in das All noch zu vergrößern und
in der Folgezeit weiter auszubauen: Am
. November 1957 brachte Sputnik II3 3)
erstmals ein Lebewesen, die Eskimohündin
Laika, in das All. Am 15. Mai 1958 schoß die
UdSSR mit Sputnik III) ein funktionierendes
Weltraumlaboratorium in eine Erdumlauf-
bahn, das über zwei Jahre lang Meßdaten zum
Boden funkte. Am 13. September 1959 er-
reichte Lunik 2 als erste

4

r künstlicher Satellit
von Menschenhand die Mondoberfläche5). Ei-
nige Wochen später funkte Lunik 3 Bilder
von der bislang unbekannten erdabgewand-
ten Mondseite zur Erde. Im Februar 1961 star-
tete die Sowjetunion Venus 1 und im Oktober
1962 Mars 1 zur Erkundung des erdnächsten
bzw. des roten Planeten. Der Triumph der So-
wjetunion erreichte am . April 1961 einen
weiteren seiner Höhepunkte, als Leutnant Ju-
rij Gagarin in Wostok 1 als erster Kosmonaut
die Erde umrundete

12

6).
Bereits am 6. und . August 1961 gelangen
dem

7

sowjetischen Kosmonauten German Ti-
tow 17 Erdumrundungen in Wostok 2. Mit
Walentina Tereschkowa war vom 16. bis
19. Juni 1963 die erste Frau im Weltraum
gleichfalls eine sowjetische Kosmonautin. Die
erste dreiköpfige Besatzung in einem sowjeti-
schen Satelliten umrundete die Erde am 12./
13. Oktober 1964 an Bord von Woschod 1. Den
ersten „Ausflug" in den Raum außerhalb einer
Kapsel unternahm der sowjetische Kosmo-
naut Alexej Leonow am 18./19. März 1965 7).
Erst gegen Ende der sechziger Jahre sollte es
den Vereinigten Staaten von Amerika gelin-
gen, der UdSSR im Wettlauf in das All den
Rang streitig zu machen und die Vorherr-
schaft der Sowjetunion zu brechen: Der erste
US-Satellit Explorer 1 war am 31. Januar 1958,
also erst vier Monate nach Sputnik I, erfolg-

reich gestartet8). Ein zweiter Satellit, Van-
guard 1, folgte am 17. März 1958. Der erste
interplanetare Flug gelang mit Pioneer 4, der
im März 1959 am Mond vorbeiflog und in eine
Sonnenumlaufbahn einschwenkte. Am 5. Mai
1961 glückte mit dem Astronauten Alan B.
Shephard Jr. der erste bemannte Raumflug
der USA9). Einen Flug im Teilorbit bestritt
Virgil I. Grissom am 21. Juli 1961 an Bord
einer Mercury 4-Freedom 7. Eine volle Erd-
umrundung gelang den USA allerdings erst
mit dem amerikanischen Astronauten John
H. Glenn am 20. Februar 196210). Im Juli 1965
vollführten die US-Astronauten Edward H.
White und James A. McDivitt 62 Erdumrun-
dungen während eines Fluges von ca. 98 Stun-
den. Im Rahmen des Programms verließ mit
White erstmals ein Amerikaner das Raum-
schiff zu einem 21minütigen Ausflug in das
All.
Im Juli 1969 erreichten die amerikanischen
Raumfahrtbestrebungen ihren wohl bislang
aufwendigsten und spektakulärsten Höhe-
punkt. Bereits am 25. Mai 1961 hatte US-Präsi-
dent John F. Kennedy (nach einem vom
Thema „Weltraum" beherrschten Wahlkampf)
in einer Sitzung beider Häuser des Kongres-
ses den Plan einer bemannten Mondlandung
noch vor 1970 angekündigt: „Ich meine, daß
diese Nation sich dem Ziel verschreiben soll-
te, noch vor dem Ende dieses Jahrzehntes
einen Menschen auf den Mond zu bringen
und ihn wieder sicher zur Erde zurückkehren
zu lassen.“11) Am 21. Juli 1969 war es dann
so weit: Um 3.56 Uhr MEZ setzte der amerika-
nische Astronaut Neil A. Armstrong als erster
Mensch seinen Fuß auf den Boden des Mon-
des: „Ein kleiner Schritt für mich, ein großer
Schritt für die Menschheit.“ Dieser Premiere
Armstrongs folgten bis 1972 im Rahmen des
Apollo-Programmes noch fünf weitere Mond-
erkundungen durch amerikanische Astronau-
ten, z. T. unter Verwendung eines elektrisch
getriebenen Mondoberflächenfahrzeuges 12).



Insbesondere das Apollo-Programm ließ die
USA im Bewußtsein der Weltöffentlichkeit,
aber auch der Fachwissenschaft zur ersten
Raumfahrtnation der Erde aufsteigen. Es
weckte Erwartungen, welche die Vereinigten
Staaten in der Folgezeit auch weitgehend er-
füllten — zumindest jedoch eher erfüllten als
die UdSSR. Während die Sowjetunion ihre
Aktivitäten vorrangig auf bemannte Statio-
nen im Erdorbit13) und auf unbemannte
Mondflüge beschränkte, strebte die NASA14)
bereits erfolgreich zu den Nachbarplaneten
des Sonnensystems. Nach ersten Aktivitäten
Mitte der sechziger Jahre und Anfang der
siebziger Jahre, deren erfolgreiche Missionen
die Planeten Mars, Venus, Jupiter und Mer-
kur umfaßten, gelang den USA 1976 erneut
eine Pioniertat: Am 20. Juli landete Wiking 1
weich auf dem Mars, übertrug mit hoher Qua-
lität Bilder von der Marsoberfläche zur Erde
und analysierte mit Hilfe eines mitgeführten
Biolabors Proben des Marsbodens unmittel-
bar vor Ort.
Als epochemachend kann schließlich auch
der Einsatz wiederverwendbarer Weltraum-
fähren ) durch die USA gelten. Erste Testver-
suche mit einer Raumfähre (Space
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-Shuttle)
unternahmen die USA im August 1977. Der
erste kommerziell genutzte Flug fand am
11. November 1982 mit der „Columbia“ statt.
Fassen wir zusammen, so kann nicht geleug-
net werden, daß die beiden Supermächte USA 
und UdSSR im harten Wettstreit um die Er-
oberung des Alls stehen. Auch das .Apollo
Sojus Test Project" (ASTP), welches auf ein
Kooperationsabkommen im Sinne der friedli-
chen Erforschung des Weltraums zurückging,
das US-Präsident Nixon und der Vorsitzende
des Ministerrats der UdSSR, Kossygin, am
24. Mai 1972 in Moskau unterzeichneten,
kann über diese Schlußfolgerung nicht hin-
wegtäuschen16). Im Gegenteil: Berücksichti-

gen wir im folgenden die militärischen Kom-
ponenten beim Vorstoß in den Weltraum, so 
wird deutlich, daß es sich bei diesem Wett-
streit um die Eroberung des Alls — zumin-
dest auch, wenn nicht gar vorrangig — um
einen Teil des strategischen Rüstungswett-
laufs zwischen Ost und West handelt

2. Zur militärischen Nutzung des Welt-
raums

Die Anzahl der Raumfahrtsysteme mit Aktivi-
täten militärischer Natur ist — wie Tabelle 1
zeigt — keineswegs gering17). Der Schwer-
punkt dieser Aktivitäten ) lag anfangs aller-
dings noch bei passiven Operationen (Verifi
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-
kation/Überwachung bzw. Aufklärung/Spio-
nage); er Verlagert sich aber zunehmend auf
unterstützende Fernmelde-, Navigations- und
Feuerleitfunktionen und wird künftig wohl
auch den aktiven Einsatz von Raumflugkör-
pern als Waffensysteme einschließen.
Tabelle 1:

1) Die höhere Zahl auf Seiten der Sowjetunion läßt
eine (quantitative) Überlegenheit der Sowjetunion
vermuten. In der Tat liegt aber ein deutlicher tech-
nologischer, d. h. qualitativer Vorsprung der USA
vor.
18) Vgl. zu folgendem u. a.: R. Labusch/E. Maus/
W. Send (Hrsg.), Weltraum ohne Waffen, München
1984, und dort insbes.: R. H. Dittel, Technische
Möglichkeiten der Fernerkundung, S. 37 ff., sowie:
E. Sieker, Künstliche Himmelskörper für die Navi-
gation, S. 51 ff; D. O. A Wolf/H. M. Hoose/M.A
Dauses (Anm. 1), S. 45 ff.; B. Jasani (Hrsg.), Outer
Space — A new Dimension of the Arms Race,
SIPRI, Stockholm 1982; D. S. Lutz, Weltkrieg wider
Willen?, Reinbek 1981, S. 253 ff.



a) Aufklärungssatelliten
Die raumgestützte Aufklärung ist heute die
wichtigste Informationsquelle für die Super-
mächte. Ohne sie wäre die sicherheitspoliti-
sche und militärische Lagebeurteilung unzu-
reichend und die Überwachung (Verifikation)
der Einhaltung von Verhandlungsergebnissen
bzw. von Rüstungskontrollabkommen kaum
möglich. Gegenüber der Aufklärung mit Flug-
zeugen bietet die Aufklärung mit Hilfe von
Raumflugkörpern erhebliche Vorteile. Zum
einen lassen sich aus einer Umlaufbahn hoch
über der Erde Veränderungen auf einem sehr
großen Beobachtungsgebiet in relativ kurzer
Zeit feststellen (area surveillance). Das Beob-
achtungsgebiet kann durch die Wahl entspre-
chender orbitaler Parameter und der hieraus
resultierenden allmählichen Verschiebung

der Satelliten-Bahn „über Grund" nach Osten
oder Westen sogar noch vergrößert werden.
(Vgl. zur Illustration die Bahnen von Satelli-
ten der beiden Supermächte über Falkland/
Malvinas bzw. Großbritannien zu Krisen- und
Konfliktzeiten in Schaubild 1.) Zum anderen
können — je nach Interessenlage: alternativ
oder ergänzend — aus einer erdnahen Um-
laufbahn heraus exakte Beobachtungen mit
hohem Auflösungsvermögen bei allerdings
geringer Flächenabdeckung (close look) und
einer geringeren Funktionsdauer des Raum-
flugkörpers gemacht werden. Schließlich
kann auch eine erdsynchrone (geostationäre)
Umlaufbahn gewählt werden. Satelliten in ei-
ner so großen Höhe von ca. 36 000 km kom-
men jedoch weniger Aufklärungs- als Früh-
warnfunktionen zu.

Die Raumflugkörper können heute mit Senso-
ren ausgerüstet werden, die den gesamten Be-
reich des elektromagnetischen Spektrums ab-
decken. Empfangen wird emittierte und re-
flektierte elektromagnetische Strahlung. Ihre
Informatiönsqualität hängt zwar immer noch
auch von Faktoren ab wie dem Kontrast zwi-

schen Zielobjekt und Umgebung (Tarnung),
den Wetterbedingungen und den Einflüssen
der Atmosphäre auf das Licht, der Höhe der
Umlaufbahn etc.; gleichwohl können bereits
die derzeitigen Standards (mit erheblichem
Vorsprung auf Seiten der USA) als hervorra-
gend bezeichnet werden: Selbst aus Höhen



um 150 km sollen noch Objekte von der
Größe bis zu 10 cm auf dem Boden zu erken-
nen sein.
Zur Überwachung der militärischen Schiffsbe-
wegungen unter und über Wasser lassen sich
ebenfalls Raumflugkörper (ocean surveil-
lance) nutzen, deren Ausrüstung den spezifi-
schen Gegebenheiten, insbesondere dem See-
wetter, angepaßt ist. Eingesetzt werden hier
weniger Sensorsysteme für den sichtbaren
Bereich des elektromagnetischen Spektrums
als vielmehr hochauflösende Radargeräte, die
auch in der Lage sind, dickere Wolkenschich-
ten zu durchdringen, oder Infrarot-Sensoren,
die sich zur Ortung des Kühlwassers getauch-
ter U-Boote bzw. der Verwirbelung des Ober-
flächenwassers und seiner natürlichen Tem-
peraturschichtungen eignen.
Luft- und Raumverteidigungsradarstellungen
im Hinterland des Gegners und deren Ab-
strahlung durch spezifische Raumflugkörper
können zur Elektronischen Kampfführung
erfaßt werden. Aus den aufgenommenen Si-
gnalen lassen sich z. B. Standort, Reichweite
und technische Spezifika der Radareinrich-
tungen ermitteln und gegebenenfalls Schutz-
und Gegenmaßnahmen formen. Letzteres ist
besonders zu betonen: Aufklärungssatelliten
erschweren in naher Zukunft nicht nur das
„Versteckspiel" von Streitkräften und ihrer
Potentiale. Raumflugkörper können Zielge-
biete, ja Zielpunkte exakt orten und vermes-
sen19); werden ihre Daten in die Gefechts-
köpfe nuklearer Trägersysteme, z. B. der
Marschflugkörper (cruise missiles) neuer Ge-
neration, gespeichert, so erlangt die bislang
eher defensive, in jedem Fall aber passive
Aufklärung zukünftig eine eher offensive Be-
deutung.

b) Wettersatelliten
Der Erfolg militärischer Einsätze ist stets
auch wetterabhängig. Es ist deshalb kein Zu-
fall, daß neben den zivilen auch militärische
Wetterdienste und damit auch Wettersatelli-
ten existieren, die den besonderen Aufgaben
der Streitkräfte gerecht werden sollen. Beide
Supermächte haben bereits in den sechziger
Jahren Wettersatelliten erprobt und mittler-
weile ihre militärischen Wettersatelliten-
programme abgeschlossen. Es kann davon
ausgegangen werden, daß sowohl die ameri-

kanischen als auch die sowjetischen Raum-
flugkörper in ähnlich leistungsfähiger Weise
in der Lage sind, ohne Zeitverzug Bilder der
lokalen Wetterbedingungen von allen wichti-
gen Stellen der Erde zu liefern.

c) Raumflugkörper zur Aufklärung von Nu-
klearexplosionen

Ähnlich wie die Wettersatelliten gehören
auch Raumflugkörper zur Überwachung von
Atomversuchen zu den Aufklärungssatelliten
im weiteren Sinne. Sie wurden ursprünglich
entwickelt, um die Einhaltung des Atomtest-
stopp-Abkommens von 1963 zu überwachen.
Ihre Ausstattung sind Detektoren und Geräte,
die Röntgen-, Gamma- und Neutronenstrah-
lung erfassen sowie die chemischen Spalt-
und Fusionsprodukte nuklearer Explosionen
analysieren können. In dem Maße, in dem zu-
künftig der elektromagnetische Impuls
(EMP)20) nuklearer Explosionen in die strate-
gischen Überlegungen der Supermächte (inkl.
der Erwägungen nuklearer Erst- und Entwaff-
nungsschläge) einbezogen wird, werden
Raumflugkörper zur Überwachung von Atom-
versuchen wohl auch zusätzlich eine Früh-
warnfunktion zur Erkennung und Analyse
nuklearer Explosionen in der Atmosphäre
und im Weltraum erhalten; es gilt die Folgen
des EMP, d. h. die Gefahren, durch einen oder
wenige gezielte Nuklearschläge des Gegners
möglicherweise „blind, taub, stumm und bewe-
gungslos" zu werden, rechtzeitig abzuwehren.

d) Frühwarnsatelliten
Frühwarnsatelliten haben die Funktion, ins-
besondere vor nuklearen Überraschungsan-
griffen zu schützen, die Vorwarnzeit mög-
lichst optimal zu halten, Irrtümer zu vermei-
den und gegebenenfalls eine flexible und an-
gemessene Reaktion zu ermöglichen. Die Sa-
telliten sind insbesondere mit Infrarotsenso-
ren ausgestattet, die — in Verbindung mit
TV-Kameras — in der Lage sind, die heißen
Abgase von Flugkörpern schon beim Start zu 
erfassen.
Erst die Frühwarnsatelliten haben es ermög-
licht, in den sechziger Jahren die strategische
Vorwarnzeit von 15 auf 30 Minuten auszuwei-



ten. Die Systeme gelten deshalb auch als im
hohen Maße stabilisierend für das Abschrek-
kungssystem21). Umgekehrt ist ihre Zerstö-
rung im Konflikt- und Kriegsfälle von vitalem
Interesse für die jeweils gegnerische Seite.
Doch sind Frühwarnsatelliten zukünftig nicht
nur der Gefährdung durch Abwehrmaßnah-
men im Kriegsfälle ausgesetzt Neuere Rü-
stungsdynamiken und Strategien, wie sie
jüngst in der Stationierung von Systemen mit
hoher Zielgenauigkeit und extrem kurzer
Flugzeit (z. B. PERSHING II, SS , SS 23) zum
Ausdruck kommen, relativieren die ursprüng-
lich stabilisierende Funktion von Frühwarn-
satelliten zukünftig bereits in Friedenszeiten.
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e) Fernmeldesatelliten
Hochtechnisierte Streitkräfte benötigen für
ihren wirkungsvollen Einsatz sichere und lei-
stungsstarke Fernmeldeführungs- und Ver-
bindungsmittel. Sind die nationalen Streit-
kräfte in ein militärisches Paktsystem inte-
griert, so sind überdies Medien zur raschen
Kommunikation und schnellen Umsetzung
kollektiver Entscheidungen in koordinierte
militärische Aktivitäten erforderlich. Im Ost-
West-Gegensatz und seinen strategischen
und operativen Bedingungen müssen sie
schließlich eine globale Kommunikation er-
möglichen22).
Anders als konventionelle Fernmeldemedien,
die in ihrer Leistungsfähigkeit begrenzt und
störanfällig sind, bietet der Weltraum ideale
Bedingungen für die Ausbreitung von Funk-
wellen. Er kennt weniger Störungen, über-
brückt den geodätischen und elektronischen
Horizont und läßt vor allem eine Vielzahl von
gleichzeitigen Empfängern zu — sei es im
strategischen Bereich, sei es im taktisch-ope-
rativen Einsatz. Entsprechend haben sich die
beiden Supermächte, aber auch eine Reihe
weiterer Staaten, schon sehr frühzeitig ein
raumgestütztes Fernmeldenetz geschaffen,
das über die Jahre hinweg in vielfältiger
Weise ausgebaut und modernisiert wurde. Ei-
nen Überblick über die Zahl der militärisch
nutzbaren Fernmeldesatelliten im Vergleich
USA-UdSSR gibt Tabelle 2.

f) Navigationssatelliten
Raumflugkörper sind bereits seit Ende der
fünfziger/Anfang der sechziger Jahre Hilfs-
mittel der Navigation, d. h. der Führung von
Fahrzeugen und Trägersystemen von einem
Ausgangspunkt zu einem Bestimmungsort
Navigation mit Hilfe von Satelliten beruht auf
der Kenntnis der genauen Position des Raum-
flugkörpers und dem Einsatz hochfrequenter
Funkwellen. Das Navigationsverfahren selbst
kann in Fremd- oder Eigenortung erfolgen.
Insbesondere das letztere Verfahren, dessen
Nutzeranzahl unbegrenzt ist und selbst kei-
ner — wiederum vom Gegner ortbaren — Ab-
fragesignale bedarf, eignet sich sehr gut für
militärische Zwecke.
Beide Supermächte besitzen leistungsstarke
Navigationssysteme im Raum. Gleichwohl ist



davon auszugehen, daß die USA — vor allem
mit dem neuen „Global Positioning System
NAVSTAR" — einen technologischen Vor-
sprung vor der Sowjetunion in der militäri-
schen Nutzung raumgestützter Navigations-
systeme erlangt haben. Zukünftig werden Ra-
ketensysteme wie die heuen TRIDENT oder
MX auch über Tausende von Kilometern hin-
weg mit einer Zielgenauigkeit von nur noch
wenigen Metern Abweichung geführt werden
können. Die Vernichtung auch gehärteter
Punktziele wie Raketensilos oder Komman-
dozentralen wird zukünftig mit Hilfe raumge-
stützter Navigation im selektiven Schlag
möglich — nicht ausgeschlossen werden
kann aber zukünftig auch die vermeintlich
oder tatsächlich erfolgreiche Durchführung
präemptiver Entwaffnungskriege. Entwick-
lungen, wie sie im folgenden Abschnitt be-
schrieben werden, unterstützen diese Be-
fürchtung.

3. „Sternenkrieg", oder: Von der militä-
rischen Nutzung zur Militarisierung des
Weltraums

Wie gezeigt wurde, wird der Weltraum schon
seit längerem auch militärisch genutzt. Mehr
noch: Die meisten Aktivitäten im All dienen
nicht zivilen, sondern militärischen Zwecken.
Konnte aber in der Vergangenheit noch weit-
gehend von einer stabilisierenden Funktion
der militärischen Weltraumnutzung für das
Abschreckungsgefüge zwischen Ost und
West gesprochen werden, so ist diese Aus-
sage insbesondere für zwei neuere Entwick-
lungen kaum mehr zutreffend: Die erste Ent-
wicklung betrifft Anti-Satelliten-Systeme
(ASAT), die zweite Raketenabwehrsysteme im
All (BMD/Ballistic Missile Defence)23).

25) Im Einsatz waren land- und seegestützte Inter-
kontinentalraketen, Mittelstreckenraketen und
antiballistische Abwehrraketen. Der Einsatz des
Killersatelliten erfolgte über dem Großraum Mün-
chen bzw. Niederbayern.
26) Es bestand zuerst aus Raketen vom Typ Nike
Zeus, dann aus Mittelstreckenraketen vom Typ
Thor. Das Programm wurde nicht zuletzt auch we-
gen des unberechenbaren EMP-Effektes für die ei-
genen Satelliten beim Einsatz der mit atomaren
Gefechtsköpfen bestückten Raketen aufgegeben.
27) Allerdings nur gegen einen „fiktiven" Punkt im
Raum, nicht jedoch gegen einen tatsächlichen
Raumflugkörper.
28) MHV= Miniature Horning Vehicle.

a) ASAT/Anti-Satelliten-System
In der Bekämpfung von Satelliten sind die
USA und die Sowjetunion von Beginn an un-
terschiedliche Wege gegangen: Die UdSSR
führt seit einer Reihe von Jahren24) Tests mit
Killer-Satelliten durch; Ziel des Killer-Satelli-

2) Zu folgendem vgl. u. a. ausführlicher: R. Fisch-
bach, Raketenabwehrtechnologien — Eine Über-
sicht, in: R. Labusch/E. Maus/W. Send (Anm. 18),
S. 62 ff.; J. Altmann, Laserwaffen, ebda., S. 79 ff.;
R. Labusch, ebda., S. 97 ff.; M. Schwelien, Den Him-
mel blank putzen, in: Die Zeit, Nr. 21 v. 18.5.1984,
8.17—19; P. Barth, Verteidigung im Weltraum, in:
Mediatus, 6 (1984), S. 3 ff.; Aufrüstung oder Abrü-
stung, SIPRI Broschüre 1984, UN-Texte 32, S. 26 ff.;
H. Pickert, Satellitenabwehr, in: Soldat und Tech-
nik, 1 (1981), S. 3 ff.; D.O. Graham, High Frontier,
Washington 1982.
4) Die USA beobachteten erstmals am 10. Oktober
1968 sowjetische Abfangtests.

ten ist es, letztlich durch Selbstzerstörung
(Aufprall, Explosion, Zerlegung in Einzelteile)
den gegnerischen Zielsatelliten zu vernich-
ten. Daß die Sowjetunion heute — nach einer
Reihe von Fehlschlägen — die Fähigkeit be-
sitzt, Satelliten zu bekämpfen, demonstrierte
sie eindrucksvoll im Jahre 1982: Im Rahmen
eines umfangreichen Manövers führte die So-
wjetunion am 18. Juni 1982 ein koordiniertes
Kriegsspiel durch, das neben den Starts von
Angriffs- und Abwehrraketen auch den er-
folgreichen Einsatz eines Killersatelliten de-
monstrierte ).25

Anders als die Sowjetunion haben die USA
von Anfang an Abfangtechniken gewählt, die
nicht auf dem Einsatz von Jagd- und Killersa-
telliten beruhten. Das erste Verfahren, das be-
reits am 19. Oktober 1959 erstmals ‘getestet
wurde, war ein Boden-Raum-System; es be-
ruhte auf dem Abschuß von landgestützten
Raketen gegen Satelliten und führte auf Sei-
ten der USA zu einem funktionierenden,
wenngleich wohl nicht sehr effektiven Satelli-
tenabwehrsystem von Beginn der sechziger
bis Mitte der siebziger Jahre26).
Das zweite Verfahren, das 1977 von US-Präsi-
dent Jimmy Carter in Auftrag gegeben und
am 21. Januar 1984 zum ersten Mal erfolg-
reich getestet wurde27), ist ein Luft-Raum-Sy-
stem; es beruht auf einem schnell fliegenden
Raketenprojektil MHV28), das von einem F-
15-Kampfflugzeug in 20 km Höhe getragen
und dort gegen einen Satelliten abgeschos-
sen werden kann (vgl. auch Schaubild 2). An-
ders als das relativ plumpe und vor allem
(mehrere Stunden) lang dauernde Antisatelli-
tenverfahren der Sowjetunion, kann das neue
System der USA seinen Zielsatelliten somit in
wenigen Minuten erreichen und durch Kolli-
sion zerstören. Die strategische Möglichkeit,
den Gegner bereits im Vorfeld eines Krieges
„blind, taub und stumm“ zu machen, ist in
greifbare Nähe gerückt. In Krisenzeiten wird
diese Möglichkeit allerdings eher als Anreiz
zu einem Präemptivkrieg denn stabilisierend
wirken.
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Schaubild
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II. Weltraumrecht als Schranke der Weltraumrüstung
Anders als das Luftrecht, das dem jeweiligen
Staat die volle Souveränität über seinen Luft-,
raum zubilligt, ist die Ausübung von Hoheits-
rechten im Weltraum beschränkt33). Schon
sehr frühzeitig — die erste Prinzipiendeklara-
tion (1348/XIII) erging am 13. Dezember 1958
— setzte sich in den Vereinten Nationen die
Ansicht durch, daß der Weltraum, einschließ-
lich des Mondes und anderer Himmelskörper,
nicht der nationalen Aneignung durch Bean-
spruchung der Hoheitsgewalt unterliege34).
Auch die „militärische" Nutzung des Welt-
raums ist somit nicht oder nicht allein durch
das Souveränitätsrecht der einzelnen Staaten
regelbar, sondern völkerrechtlichen Schran-
ken unterworfen. Diese Schranken lassen sich
derzeit grob in zwei Bereiche35) unterteilen:
zum einen die (eher allgemeinen) Prinzipien-
und Nutzungsverträge, zum anderen die spe-
zifischen Rüstungssteuerungsabkommen.

1. Die Prinzipien- und Nutzungsverträge
als Schranken einer Militarisierung
des Weltraums?

Die wohl wichtigste Quelle des Weltraum-
rechts ist der Weltraumvertrag von 196736).
Seine Prinzipien erklären den Weltraum zum
Staatengemeinschaftsraum und unterwerfen
ihn einem Gemeinnützigkeitsregime auf der
Basis internationaler Zusammenarbeit und
friedlicher Interessenwahrung. Der sachliche
Gehalt der wesentlichen Norm des Welt-
raumvertrages, die sich mit Streitkräften und
Rüstung befaßt, ist allerdings eher beschei-
den. Artikel 4 des Vertrages lautet:

„Die Vertragsstaaten verpflichten sich, keine
Gegenstände, die Kernwaffen oder andere
Massenvernichtungswaffen tragen, in eine
Erdumlaufbahn zu bringen und weder Him-
melskörper mit derartigen Waffen zu bestük-
ken noch solche Waffen im Weltraum zu sta-
tionieren.
Der Mond und die anderen Himmelskörper
werden von allen Vertragsstaaten ausschließ-
lich zu friedlichen Zwecken benutzt. Die Er-
richtung miitärischer Stützpunkte, Anlagen
und Befestigungen, das Erproben von Waffen
jeglicher Art und die Durchführung militäri-
scher Übungen aufHimmelskörpern sind ver-
boten. Die Verwendung von Militärpersonal
für die wissenschaftliche Forschung oder an-
dere friedliche Zwecke ist nicht untersagt
Ebensowenig ist die Benutzung jeglicher für
die friedliche Erforschung des Mondes und
anderer Himmelskörper notwendiger Ausrü-
stungen oder Anlagen untersagt."
Art. 4 Abs. 1 des Weltraumvertrages verbietet
das Stationieren von Kernwaffen und anderen
Massenvernichtungsmitteln im Weltraum, in
Erdumlaufbahnen oder auf Himmelskörpern.
Nicht verboten sind dagegen durch die Norm
satellisierte Kollisionswaffen ohne Munition
(Killersatelliten), Raumflugkörper mit kon-
ventioneller Sprengladung sowie Laser- und
Partikelwaffen, also die breite Palette der ge-
genwärtigen und geplanten ASAT/BMD-Ein-
satzmittel. Nicht verboten sind ferner nuklear
bestückte Trägermittel, die zwar auf der Erde
disloziert sind, ihr Einsatzziel aber im Welt-
raum haben. Und nicht verboten sind schließ-
lich auch Satelliten, die selbst zwar keine
Kern- und Massenvernichtungswaffen an
Bord haben, aber entscheidend dazu beitra-
gen, daß erdgestützte Trägersysteme solche
Waffen (zukünftig punktgenau) ins gegneri-
sche Territorium führen können (insbes. Na-
vigations-, aber auch Aufklärungs- und Fern-
meldesatelliten).

Dieses Defizit mit Blick insbesondere auf die
anstehenden ASAT-und BMD-Entwicklungen
kann auch nicht durch Art 4 Abs. 2 des Welt-
raumvertrages aufgefangen werden, der vor-
sieht, daß der Mond und die anderen Him-
melskörper von allen Vertragsstaaten aus-
schließlich zu „friedlichen" Zwecken benutzt
werden dürfen. Zum einen bezieht sich die
Bestimmung nur auf den Mond und die Him-
melskörper, nicht aber auf den Weltraum als
solchem. Zum anderen ist „friedlich" nicht
gleichbedeutend mit „nicht-militärisch", son-
dern völkerrechtlich eher als „nicht-aggressiv“
zu verstehen. Auch das Gewaltverbot der UN-



Satzung verbietet militärische Verteidigungs-
maßnahmen keineswegs. Gleichwohl ist nicht
zu vernachlässigen, daß Art. 4 Abs. 2 des
Weltraumvertrages zumindest die militäri-
sche Nutzung der Himmelskörper untersagt.
Zusammen mit dem spezifischen ABC-Waf-
fen-Verbot aus Art. 4 Abs. 1 kann also durch-
aus von völkerrechtlichen Schranken gespro-
chen werden, die einer teilweisen Entmilitari-
sierung des Weltraums gleichkommen.
Der Mondvertrag von 197937) bestätigt und
erweitert diese Aussage in spezifischer Wei-
se. Art. 3 des Vertrages sieht vor:
,11) Der Mond wird von allen Vertragsstaaten
ausschließlich zu friedlichen Zwecken ge-
nutzt.
(2) Jede Androhung oder Anwendung von Ge-
walt oder jede andere feindselige Handlung
oderAndrohung einer feindseligen Handlung
auf dem Mond ist verboten. Es ist ebenfalls
verboten, den Mond zur Begehung einer sol-
chen Handlung oder zur Vornahme einer sol-
chen Bedrohung in bezug auf die Erde, den
Mond, Raumfahrzeuge, die Besatzung von
Raumfahrzeugen oder von Menschenhandge-
schaffene Weltraumgegenstände zu benut-
zen.
(3) Die Vertragsstaaten werden keine Gegen-
stände, die Kernwaffen oder andere Massen-
vernichtungswaffen tragen, in eine Mondum-
laufbahn oder in eine andere Flugbahn zum
Mond oder um den Mond bringen und keine
solchen Waffen auf der Mondoberfläche oder
im Mondinnern anbringen oder verwenden.
(4) Die Errichtung militärischer Stützpunkte,
Einrichtungen und Befestigungen, das Erpro-
ben von Waffen jeglicher Art und die Durch-
führung militärischer Übungen auf dem
Mond sind verboten. Die Verwendung von
Militärpersonal für die wissenschaftliche For-
schung oder andere friedliche Zwecke ist
nicht untersagt. Ebensowenig ist die Benut-
zung jeglicher für die friedliche Erforschung
und Nutzung des Mondes notwendiger Aus-
rüstungen oder Anlagen untersagt.“
Art. 3 des Mondvertrages erweitert den An-
wendungsbereich des Weltraumvertrages in-
sofern, als er untersagt, Kernwaffen und an-
dere Massenvernichtungsmittel in Umlauf-
bahnen oder eine andere Flugbahn zum
Mond oder auf die Mondoberfläche und in
das Mondinnere zu verbringen. Bemerkens-
wert aber ist Abs. 2 von Art. 3. Er verbietet
jede Androhung oder Anwendung von Ge-

37) .Übereinkommen zur Regelung der Tätigkeiten
von Staaten auf dem Mond und anderen Himmels-
kröpern" vom 18. Dezember 1979.

walt oder jede andere feindselige Handlung
oder deren Androhung.
Sieht man diese Norm in der Zusammen-
schau der übrigen Prinzipien des Weltraum-
vertrages und des Mondvertrages sowie der
gegenwärtig drei weiteren Nutzungsverträge
— dem Raumfahrerabkommen von 1968, dem
Haftungsabkommen von 1972 und dem Regi-
strierungsabkommen von 197538) —, so wer-
den Geist und Tendenz des bisherigen Welt-
raumrechts und seiner Verträge deutlich: Der
Weltraum, seine Himmelskörper und seine
Naturschätze sind das gemeinsame Erbe der
Menschheit, das nicht militärisch, sondern
kooperativ und zum Vorteil aller ohne Waf-
fengewalt genutzt werden soll.

38) Die Bedeutung der Verträge zur Nutzung des
Weltraums liegt weniger im rüstungspolitischen
Bereich als vielmehr auf der vertrauensbildenden
Ebene. Die Verträge sind: „Übereinkommen über
die Rettung und Rückführung von Raumfahrern so-
wie die Rückgabe von in den Weltraum gestarteten
Gegenständen" vom 16. Jahuar 1968, „Übereinkom-
men über die völkerrechtliche Haftung für Schä-
den durch Weltraumgegenstände“ vom 29. März
1972 und „Übereinkommen über die Registrierung
von in den Weltraum gestarteten Gegenständen"
vom 14. Januar 1975.
39) „Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von
Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über die Begrenzung von Systemen zur
Abwehr ballistischer Raketen" vom 26. Mai 1972.
40) „Teststopp-Vertrag" vom 5. August 1963; „Über-
einkommen über das Verbot der Entwicklung, Her-
stellung und Lagerung bakteriologischer (biologi-
scher) und von Toxinwaffen sowie über die Ver-
nichtung solcher Waffen” vom 10. April 1972; Um-
weltkriegsverbots-Abkommen vom 18. Mai 1977.

2. Die bisherigen Rüstungssteuerungs-
abkommen als Schranken einer
Militarisierung des Weltraums?

Gleichwohl bleibt mit Blick insbesondere auf
die neueren ASAT- und BMD-Entwicklungen
das angesprochene Defizit. Erweitern wir also
unsere Frage nach der Schrankenziehung ge-
gen eine Militarisierung des Alls durch das
gegenwärtige Weltraumrecht auch auf die
bisherigen Rüstungssteuerungsabkommen.
Neben dem ABM-Vertrag von 197239) gehö-
ren zu den Rüstungskontrollabkommen, wel-
che die militärische Nutzung des Weltraums
beeinflussen können, der Teststopp-Vertrag
vom 5. August 1963, der Bio-/Toxinwaffenver-
trag vom 10. April 1972 und der Vertrag über
den Einsatz von Umweltveränderungstechni-
ken vom 18. Mai 197740). Anders als der ABM-
Vertrag gehen die übrigen Abkommen jedoch
nicht über den Gehalt des Weltraumvertrages
hinaus oder sind — so vor allem das Verbot
der Umweltveränderung — für die Begren-



zung der militärischen Nutzung des Welt-
raums von geringer Bedeutung.

Der ABM-Vertrag über Abwehrraketensy-
steme richtet dagegen eindeutig Schranken
gegen die Militarisierung des Alls auf. Er be-
grenzt die ABM-Abschußvorrichtungen in
der Sowjetunion und den USA mittlerweile )
auf eine Stückzahl von je 100. Vor allem aber
verpflichten sich die Vertragspartner in
Art. V Abs.
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1 des ABM-Vertrages, „keine
ABM-Systeme oder Bestandteile zu entwik-
keln, zu erproben oder zu dislozieren, die see-,
lüft- oder weltraumgestützt sind oder als be-
wegliches System landgestützt sind". BMD-
Komplexe, wie sie in Schaubild 3 illustriert
und für die Zukunft geplant werden, sind mit
diesem Wortlaut des ABM-Vertrages kaum
vereinbar.

Genügen also die geltenden Normen, um eine
Militarisierung des Weltraums zu verhin-
dern? Eine solche Schlußfolgerung würde ver-
schiedene bedeutsame Fakten verkennen:
Zum einen zählen beide Supermächte For-
schungen auf dem Gebiet der Laser- und Par-
tikelwaffen als solche nicht unter die „Ent-
wicklung" von ABM-Systemen und damit
nicht als Vertragsverstoß. Zum anderen ist
nach Art. XV auch der ABM-Vertrag künd-
bar, wenn außergewöhnliche Ereignisse zu ei-
ner höchsten Gefährdung eines oder beider
Vertragspartner führen. Die Rücktrittsmittei-
lung muß lediglich eine Darlegung der außer-
gewöhnlichen Ereignisse enthalten. Und
schließlich darf nicht übersehen werden, daß
auch ein funktionierender und eingehaltener
ABM-Vertrag keine rechtlichen Schranken
gegen ASAT-Maßnahmen errichtet.

III. Instabilität oder ein präventives Rüstungssteuerungsabkommen?

Zusammenfassend ist also festzuhalten, daß
bereits auf der Grundlage der derzeitigen
rechtlichen Regelungen von einer Tendenz
zur Entmilitarisierung des Weltraums gespro-
chen werden kann; umgekehrt ist aber gegen-
wärtig die militärische Nutzung des Alls mit
überdies stark zunehmender Tendenz eben-
falls nicht zu leugnen. Kann und muß diese
Diskrepanz durch neue rechtliche Regelun-
gen und Rüstungssteuerungsabkommen auf-
gehoben werden? Die Antwort ergibt sich als
Imperativ aus dem destabilisiserenden Cha-
rakter der neueren Entwicklungen — die For-
derung Präsident Reagans vom 23. März 1983
nach einem Raketenabwehrsystem ist hierfür
ein besonders illustratives Beispiel.

1. Auf dem Weg zur Destabilisierung?

Grundpfeiler der bisherigen Abschreckungs-
strategie der USA ist seit McNamara42) die
Doktrin der „gegenseitigen gesicherten Zer-
störung" (mutual assured destruction/MAD).
Diese Doktrin verlangt die Aufrechterhaltung
eines Nuklearpotentials, das in der Lage ist,
dem Gegner einen „untragbaren Schaden" (un-
acceptable damage) zuzufügen43). Die Doktrin
verlangt ferner, daß die Fähigkeit zur Scha-
denszufügung im besagten Umfang auch noch

nach — oder besser: „gerade" nach — einem
nuklearen Überraschungsangriff fortbesteht,
der Angegriffene also die Mittel und Mög-
lichkeiten zum „zweiten" Schlag besitzt. Und
sie setzt schließlich als Grundprinzip nuklea-
rer Abschreckung die „Verletzbarkeit“ (vul-
nerability) der beiden potentiellen Gegner
voraus. Insbesondere vor diesem letzten Ge-
sichtspunkt wird deutlich, daß die Forderung
Reagans vom 23. März 1983 nach Schutz und
Unverwundbarkeit durch BMD-Abwehrmaß-
nahmen die völlige Neuorientierung der stra-
tegischen Doktrin der USA beinhaltet

Warum aber ist diese Neuorientierung desta-
bilisierend? Die Forderung Präsident Reagans
bezieht sich doch lediglich auf Schutz- und
Abwehrsysteme, also auf eindeutig defensives
Potential. Vor allem aber besticht sie — zu-
mindest dem ersten Anschein nach — unter
dem Aspekt der Unverwundbarkeit, insbeson-
dere mit Blick auf die moralisch zweifelhafte
„Geiselrolle der Bevölkerung" in der bisheri-
gen Doktrin. Gleichwohl unterliegt die Forde-
rung Reagans einem tiefgreifenden Denkfeh-
ler: Sie beinhaltet nicht den parallelen Abbau
des eigenen Offensivpotentials. Die Neu-
orientierung liegt also nicht in der Abschaf-
fung des Abschreckungssystems als solchem,
sondern „lediglich" in der Beseitigung von
MAD. Nach der Logik des Abschreckungssy-
stems wirken aber auch reine Defensivsy-
steme bei Fortbestand der bisherigen Offen-
sivkapazitäten automatisch destabilisierend;
aus der Sicht des Gegners sind sie letztlich
nichts anderes als die qualitative Perfektio-
nierung des feindlichen Drohpotentials.



Dies gilt für die neuen BMD-Pläne um so 
mehr, wenn man sie vor dem Hintergrund
weiterer Rüstungsvorhaben und -dynamiken
mit stark destabilisierender Tendenz sieht —
seien es die ASAT-Systeme, deren Einsatz
den Gegner „blind, taub, stumm und bewe-
gungsunfähig" machen kann, seien es die qua-
litativen Sprünge in der Vernichtungswir-
kung (Letalität)44) neuer Raketen- und Nukle-
artechnologien, die zukünftig selektive Nu-
klearwaffeneinsätze bis hin zum Entwaff-
nungsschlag zulassen, und vieles mehr. Die
Aussage: „Wer als erster schießt, stirbt als
zweiter" verliert zukünftig ihre Grundlagen.
Statt dessen wird sich die Frage stellen:
„Wem fällt die Prämie des Erstschlages zu? 30
Millionen Tote sind weniger als 100 Millio-
nen Tote."
Wer sich selbst schützt, die Verwundbarkeit
des potentiellen Gegners durch neue Rü-
stungstechnologien aber stetig vergrößert,
denkt nicht mehr wie bisher in Kriegsverhü-
tungs-, sondern in Kriegführungskategorien,
strebt — bewußt oder unbewußt — nicht Sta-
bilität, sondern Überlegenheit an. In der Kon-
sequenz der Eigenschaften und Merkmale
des nuklearen Abschreckungssystems aber
liegt es, daß schon bisher die Versuchung, in
irgendeiner Phase der ständigen Auf- und
Umrüstung sowie der wechselnden Kräftever-
hältnisse und -vorteile zum präemptiven bzw.
präventiven Krieg zu schreiten, sowohl für
den stärkeren (und in Zukunft vielleicht wie-
der schwächeren) als auch für den schwäche-
ren (und in absehbarer Zeit womöglich noch
schwächeren) der Kontrahenten ein ernstes
Problem war und ist.
Beide Gegner sehen die zielstrebigen Aufrü-
stungsbemühungen des anderen — zukünftig
noch gepaart mit Abwehrmaßnahmen —,
beide wissen nicht, ob die Bemühungen nicht
bereits als konkrete Kriegsvorbereitungsmaß-
nahmen gedacht sind bzw. zu einem Kräfte-
verhältnis führen, das die andere Seite zum
indirekten Einsatz ihrer Streitkräfte anreizt.
Auch ohne eigene Absichten werden beide

Parteien also permanent glauben, vom „worst
case" ausgehen zu müssen, und ständig mit
dem Gedanken des vorbeugenden Krieges
spielen. Dieser dem Abschreckungssystem
immanenten Kriegsgefahr kann nicht durch
stetig verfeinerte Rüstungstechnologien, son-
dern nur durch konsequente Rüstungssteue-
rungs- und -begrenzungsabkommen (arms
control) begegnet werden.

2. Plädoyer für präventive
Rüstungssteuerung zur Verhütung einer
Militarisierung des Weltraums

.Arms control“ oder Kooperative Rüstungs-
steuerung (KRSt)45) kann als Strategie für die
gemeinsame Aufrechterhaltung glaubwürdi-
ger gegenseitiger Abschreckung bezeichnet
werden — allerdings langfristig mit der Per-
spektive weniger bedrohter, weniger bedroh-
licher und weniger kostspieliger Potentiale.
Kurz- und mittelfristig dagegen ist eine Kon-
zeption der KRSt, die vorrangig auf Stabilisie-
rung des Abschreckungssystems zielt, mehr
oder weniger also auf die Perfektionierung
des klassischen balance-of-power-Mechanis-
mus ausgerichtet ist. Nicht zuletzt in der Lo-
gik eben dieser Perfektionierung liegt es al-
lerdings auch, wenn Rüstungssteuerungsver-
handlungen nach bisherigem Muster mit zwei
strukturellen Fehlern behaftet sind: Zum ei-
nen dauern sie erheblich zu lang. Zum ande-
ren ist ihre Perfektionierung vorrangig auf
numerische Begrenzungen, nicht aber auf
qualitative Beschränkungen ausgelegt46).
Soll sich das Instrument der Rüstungskon-
trolle überhaupt zur Eindämmung der Milita-



sierung des Weltraums eignen, so müssen
diese strukturellen Defizite behoben werden.
Zwei Wege bieten sich an: Die Gespräche zur
Entmilitarisierung des Weltraums müssen als
präventive Rüstungssteuerungsverhandlun-
gen geführt werden, d. h., der Zeitraum für
Verhandlungen muß möglichst optimal gehal-
ten werden. In der Abfolge der Phasen: For-
schung, Planung, Entwicklung, Produktion
und Dislozierung von Weltraumwaffen sollte
der Steuerungsschwerpunkt bereits bei der
Planung angesiedelt sein. In der Konsequenz
dieses Gedankens liegt es, ein sofortiges und
umfassendes Moratorium zu fordern. Bis zu
einer weitergehenden Einigung — also auf
begrenzte Zeit — sollte dieses Moratorium
notfalls auch die zivile Weltraumnutzung ein-
schließen.
Darüber hinaus darf sich Rüstungskontrolle
mit Blick auf die Weltraumnutzung nicht als
Steuerungsgespräch über numerische Grö-
ßenordnungen und ihre möglichen oberen Li-
mits etablieren; vielmehr muß sie sich als
Verhandlungsrunde zur Errichtung von
Schranken gegen eine qualitative Moderni-
sierungsmaßnahme verstehen. Worum es
geht, ist letztlich die Bildung von Barrieren
gegen die Erlangung von Kriegführungsfähig-
keiten. Daraus folgt zweierlei: Die militäri-
sche Nutzung des Weltraumes darf keines-
falls über das derzeitige Maß ausgedehnt wer-

den; in den Bereichen, in denen eine Nutzung
sinnvoll, weil stabilisierend scheint (z. B. Auf-
klärungssatelliten), sind geeignete Verifika-
tionsverfahren einzuführen.
Schließlich sollten sich zukünftig Rüstungs-
steuerungsverhandlungen über die Nutzung
des Alls des internationalen Charakters des
Weltraums als gemeinsames Erbe der
Menschheit bewußt sein. Auch in der Konse-
quenz dieses Gedankens liegt zweierlei: Die
Rüstungssteuerungsgespräche sollten nicht 
bilateral, sondern multilateral geführt wer-
den; und ferner sollten sie zur Schaffung ei-
ner internationalen Raumfahrtbehörde ) füh-
ren. Eine solche Behörde könnte neben der
Überwachung des Weltraums und neben ei-
gener Forschung auch die Verifikation ande-
rer Rüstungssteuerungsabkommen sowie Kri-
senmanagementaufgaben übernehmen.
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Die Diskussion um die Militarisierung des
Weltraums hat spätestens mit der Neuorien-
tierung Präsident Reagans im März 1983 be-
gonnen. Die Diskussion um die Entmilitarisie-
rung des Weltraums durch Völkerrecht und
Rüstungssteuerung ist noch zu führen. Aus-
schließlich in diesem Sinne sollten Wissen-
schaft und Forschung die an sie gerichtete
Aufforderung Reagans im Rahmen seiner
Rede vom 23. März 1983 verstehen: .Ange-
sichts dieser Überlegungen rufe ich die Wis-
senschaftler, die uns die Atomwaffen bescher-
ten, dazu auf, ihre großartigen Talente in den
Dienst der Menschheit und des Weltfriedens
zu stellen und uns Mittel zur Hand zu geben,
die diese Atomwaffen wirkungslos und über-
flüssig machen."



Heinz Magenheimer: Rogers-Plan, „AirLand Battle“ und die Vorneverteidi-
gung der NATO
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/84, S. 3—17

„Rogers-Plan“ und .AirLand Battle" betreffen unterschiedliche Konzeptionen, die trotz vie-
ler Gemeinsamkeiten nicht miteinander verwechselt werden dürfen. Das nach dem Amts-
antritt von General Rogers entwickelte Konzept des „Strike deep“ betrifft nur die NATO-
Planung auf einem eventuellen europäischen Kriegsschauplatz, während .AirLand Battle1'
die neue Kampfdoktrin des amerikanischen Heeres darstellt, die sich mit der Kampffüh-
rung der Brigade, der Division und des Korps im allgemeinen befaßt Beiden Planungen ist
gemeinsam, neben der Abwehr der vorne eingesetzten Feindkräfte bereits frühzeitig die
Bekämpfung nachrückender Feindteile einzuleiten, um deren Eingreifen auf dem Ge-
fechtsfeld in Mitteleuropa zu verhindern bzw. zu verzögern.
Die Planungen des „Strike deep“ lassen sich von der Grundabsicht leiten, möglichst vom
Rückgriff der NATO auf die eigenen Nuklearwaffen abzurücken, um die Glaubwürdigkeit
der Verteidigungsdoktrin zu erhöhen, was vor allem durch eine „Konventionalisierung“
der Kampfmittel und Abläufe erreicht werden soll. Keineswegs geht es darum — wie
mancherorts unterstellt wird —, einen konventionellen Krieg wieder „führbar" zu machen,
sondern darum, jede Art von Krieg zu verhindern. In diesem Sinne verfolgt die Kampfdok-
trin der .AirLand Battle" den Zweck, den Kommandanten der einzelnen Ebenen mehr
Spielraum für eine bewegliche Kampfführung zu schaffen, um die Schwächen in der geg-
nerischen Angriffsgliederung auch offensiv auszunützen. Unter Abstimmung mit den Auf-
trägen an die Luftstreitkräfte soll eine koordinierte Bekämpfung von Zielen bis zu einer
operativen Tiefe von ca. 150 km erfolgen. Eine Angriffsplanung im strategisch-operativen
Umfang ist damit jedoch nicht verbunden.

K.-Peter Stratmann: „AirLand Battle" — Zerrbild und Wirklichkeit
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/84, S. 19—30

Nach dem Thema der Raketenstationierung hat in der veröffentlichten Meinung der Bun-
desrepublik und in der „Friedensbewegung“ die Diskussion um die AirLand-Battle-Vor-
schrift des amerikanischen Heeres erneut zu tiefgreifender Beunruhigung und Verunsi-
cherung geführt. Wiederum wird der Bevölkerung der Eindruck vermittelt, als versuche
die amerikanische Regierung, im westlichen Bündnis eine neue, friedensgefährdende
Militärstrategie durchzusetzen. Wie schon im Falle der Proteste gegen die „Nachrüstung"
beruht dieser Eindruck im wesentlichen auf Mißverständnissen, Unkenntnis und Irrefüh-
rung. Nur läßt sich dieser Tatbestand anhand des AirLand-Battle-Beispiels eher verdeutli-
chen als für den noch schwierigeren und für eine öffentliche Diskussion weniger zugäng-
lichen Bereich der operativen Nuklearstrategie.
Kritiker behaupten, die 1982 eingeführte neue Führungsvorschrift der US-Army, das Field
Manual 100-5 (FM 100-5), formuliere eine neue, mit der NATO-Strategie unvereinbare
strategische Doktrin. Diese angebliche „Kriegsführungs-" und „Siegstrategie" habe offensi-
ven, wenn nicht sogar aggressiven Charakter, fördere das Ubergreifen außereuropäischer
Konflikte auf Europa, führe in Krisenlagen zu gesteigerter Instabilität und hebe die „nu-
kleare Schwelle“ zugunsten eines „integrierten" konventionell-nuklear-chemischen Krieg-
führungskonzepts auf.
Diese Behauptungen und Befürchtungen halten einer kritischen Prüfung nicht Stand. Sie
ignorieren vor allem, daß die AirLand-Battle-Doktrin eindeutig keine strategische Doktrin
ist, sondern ausschließlich Grundsätze für die operative und taktische Führung von Ver-
bänden begrenzter Größe (Korps und Divisionen) festlegt. Diese Grundsätze betreffen
zudem mögliche Operationen amerikanischer Streitkräfte auf allen weltweit vorstellbaren
Schauplätzen, für alle vorstellbaren Kriegstypen und -bilder sowie in allen vorstellbaren
Gefechts- und Kampfarten (d. h. zum Beispiel in allen bekannten Varianten von Verteidi-
gung und Angriff). Deshalb beschreibt die AirLand-Battle-Doktrin, wie von offizieller Seite
mehrfach festgestellt worden ist, auch Vorstellungen und operative Möglichkeiten, die für
die Verteidigung im NATO-Kontext nicht anwendbar sind.
Die zum Teil grotesken Mißdeutungen der AirLand-Battle-Doktrin, .die in der Bundesre-
publik die Strategiedebatte verzerren, sagen mehr über deren eigene Misere aus als über
den kritisierten Gegenstand. Sie sind symptomatisch für einige Untugenden der zeitge-
nössischen deutschen „politischen Kultur", die bereits die „Nachrüstungsdebatte" geprägt
hatten: einen Hang zu vordergründiger und vorschneller Politisierung, elementare Un-
kenntnis der militärischen Materie, Verzicht auf sachkundige Beratung, unkritische Wei-
terverbreiterung von Schlagwörtern, die einer verbreiteten Neigung zur Hysterie Nah-
rung geben, und schließlich eine bewußt desinformierende Propaganda jener „traditionell“
kommunistischen und „autonomen" Koordinatoren der „Friedensbewegung", die die bishe-
rige sicherheitspolitische Grundorientierung der Bundesrepublik prinzipiell bekämpfen.



Dieter S. Lutz: „Sternenkrieg", Weltraumrecht und Rüstungssteuerung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/84, S. 31—44

Bei dem Wettstreit der USA und der UdSSR um die Eroberung des Weltraums handelt es
sich — zumindest auch, wenn nicht gar vorrangig — um einen Teil des strategischen
Rüstungswettlaufs zwischen Ost und West Die meisten Aktivitäten im All dienen nicht
zivilen, sondern militärischen Zwecken. Konnte aber in der Vergangenheit noch weitge-
hend von einer stabilisierenden Funktion der militärischen Weltraumnutzung für das
Abschreckungsgefüge zwischen Ost und West gesprochen werden, so ist diese Aussage
insbesondere für zwei neuere Entwicklungen kaum noch zutreffend: Die erste Entwick-
lung betrifft Anti-Satelliten-Systeme (ASAT), die zweite Raketenabwehrsysteme im All
(BMD/Ballistic Missile Defence).
Den Destabilisierungen aus diesen Entwicklungen gilt es durch Rüstungssteuerungsab-
kommen (arms control) zu begegnen. Gefordert ist eine präventive Rüstungssteuerung im
Sinne der Bildung von Barrieren gegen die Erlangung von Kriegsführungsfähigkeit, d. h.
letztlich ein weitgehend entmilitarisierter Weltraum.
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